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Ueberſicht der Nachrichten. 

Geſetz, betr. das Verfahren in den beim Kammergericht 
und dem Kriminalgericht zu Berlin zu führenden 
Unterſuchungen. Schreiben aus Berlin, Poſen (die 
Landſchaft), Königsberg, Münſter, vom Rhein, aus 

agdeburg (ein Verbot) und Guben. — Aus 
Karlsruhe, Dresden (Prinz Johann), Frankenthal, 
Franken, Hatburg und Ulm. — Aus Prag und 
Lemberg. — Aus Paris. — Aus London. — Aus 
Portugal. — Aus Rom. — Letzte Nachrichten. 
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Inland. 
Folgendes iſt der Schluß des im geſtrigen 
abgebrochenen Geſetzes: 
$, 39. 2) Bei ſchweren Verbrechen. Die Unter: 
ſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz erfolgt durch 
erichts⸗Deputationen, welche aus drei Mitgliedern be⸗ 
hen, in Anſehung 1) derjenigen im F. 24 bezeichne⸗ 
ten Verbrechen, welche in der Schlußbeſtimmung deſ⸗ 
ſelben von der Kompetenz der Einzelrichter ausgeſchloſ⸗ 
en worden ſind; 2) derjenigen Verbrechen, welche in 


Blatte 


den Gesetzen mit Geldbuße, deren höchſtes Maß 50 Rihlt. 
Überfteige, oder Freiheitsſtrafe, deren höchſtes Maß ſechs 
di ochen, jedoch nicht drei Jahre überſteigt, oder mit 
be ua beiden Strafen zugleich bedroht find, auch wenn 
ö — außerdem den Verluſt von Ehren⸗ oder andern Rech⸗ 
geſetzich zur Folge haben; 3) des zweiten und drit⸗ 
ten großen einen oder unter erſchwerenden Umſtän⸗ 
* begangenen u. des erſten gewaltſamen Diebſtahls. Die 
eſchlüſſe dieſer Gerichts⸗Deputationen werden, auch 
wenn es auf Fällung des Urtheils ankommt, durch 
ammenmehrheit gefaßt. 
40. Zur förmlichen Eröffnung der Unterſuchung 
gegen eine deſtimmte Perſon iſt in den Fällen des 
„39 erforderlich: 1) eine vom Staats- Anwalt abzu⸗ 
ſaſſende Anklageſchrift, welche enthalten muß; den Na⸗ 
des Angeklagten, eine Darſtellung der ihm zur Laſt 
9 ten That, die Beweismittel dafür, insbeſondere die 
amen der Belaſtungszeugen, deren Abhörung der 
taats⸗Anwalt verlangt, und die Bezeichnung des Ver: 
chens, deſſen der Angeklagte beſchuldigt wird; 2) ein 
auf Grund dieſer Anklageſchrift, die Eröffnung der Un⸗ 
ueluchung anordnender Beſchluß der Gerichts-⸗Deputa⸗ 
ken, in welchem der Name des Angeklagten und das 
bm angeſchuldigte Verbrechen zu bezeichnen find. 
. 41. Die Berathung und Beſchlußnahme der Ge: 
nichts⸗Deputation darüber, ob auf die Anklage die Un⸗ 
Sluchung zu eröffnen ſei, erfolgt ohne Beiſein des 
taats⸗Anwalts. Erachtet die Deputation die Eröff⸗ 
lung der Unterſuchung für nicht zuläſſig, ſo hat ſie 
dem Beſchluſſe hierüber, wenn der Angeſchuldigte 
berhaftet ift, zugleich deſſen Sreilaffung zu verordnen. 
J. 42. Findet die Deputation die Sache noch nicht 
hinreichend vorbereitet, um über die förmliche Eröffnung 
zer Unterſuchung zu entſcheiden, ſo hat fie die Punkte, 
bed, ſehung deren es noch einer näheren Aufklärung 
b e in dem abzufaſſenden Beſchluſſe zu bezeichnen 
gu dieſen Beſchluß dem Staatsanwalte zur Erledi⸗ 
dg zuzuſtellen. 
oder Hält der Staats-Anwalt zur Begründung 
unt Vervollſtändigung der Anklage eine gerichtliche Vor⸗ 
aricſuchung für nöthig, ſo hat auf ſeinen Antrag das 
n Rx einen Unterfuhungsrichtee zu ernennen. 
unte Der Unterſuchungsrichter hat bei der Vor⸗ 
In rſuchung alle in der Kriminal-Ordnung für den 
die guirenten gegebenen Vorſchriften, insbeſondere auch 
zu bach iehung eines vereideten Protokollführers, 


riſenz Der Zweck der Vorunterſuchung ift: die 
wie zie mand Natur des angezeigten Verbrechens. ſo 
füh N des Thäters und die zu feiner Ueber⸗ 
tand ſeſtzungenden Beweismittel, ſo weit zu erforſchen 
klage und stellen. als dies zur Begründung einer An⸗ 
terſuchung zur Vorbereitung der mündlichen Haupt⸗Un⸗ 
richter hat dorderlich erfcheint. Der Unterſuchungs⸗ 
auszudehnen, alder ſeine Nachforschungen nicht weiter 
46. Ode dieſer Zweck es nothwendig macht. 
ad welche Zeugen in der Vorunterſu⸗ 


chung zu vereidz 
erfuungerihtug dla dem Ermeſſen des Un⸗ 
Aberlaſſen. 


des Beſchluſſes mitzutheilen, 


—— 


$. 47. Auch der Beſchuldigte kann in der Vorun⸗ 
terſuchung, wenn dies zur Aufklärung des Sachverhält⸗ 
niſſes zweckmäßig erſcheint, vernommen werden. Iſt 
derſelbe verhaftet, ſo muß ſeine Vernehmung ſtets er⸗ 
folgen. ? 

§. 48. Die Zulaſſung eines Vertheidigers in der 
Vorunterſuchung iſt unſtatthaft. f 5 

§. 49. Nach Abſchließung der Vorunterſuchung legt 
der Unterſuchungsrichter die Akten dem Staats⸗Anwalte 
zur Stellung der nöthigen Anträge vor. Nimmt der 
Staats⸗Anwalt hierbei von der weitern Verfolgung der 
Sache Abſtand, ſo iſt die Zurücklegung der Akten und, 
wenn der Beſchuldigte verhaftet ist, deſſen Freilaſſung 
zu verfügen. Erachtet der Staats⸗Anwalt aber die 
förmliche Einleitung der Unterſuchung für begründet, fo 
hat er die Anklageſchrift ($. 40 Ne. 1) einzureichen, 
über welche alsdann die Gerichts⸗Deputation Beſchluß 
faßt (d. 40 Nr. 2 b. 41) 

$. 50. Wird die Eröffnung. der Unterſuchung be⸗ 
ſchloſſen, fo. hat die Gerichts⸗Deputation zugleich einen 
Termin zum mündlichen Verfahren zu beſtimmen. 

$. 51. Iſt der Angeklagte verhaftet, TO wird ihm 
die Anklageſchrift nebſt dem Beſchluß (9 40) vorgele⸗ 
ſen, und er darüber vernommen, „ob und welche Be⸗ 
weismittel zu ſeiner Vertheidigung er herbeigeſchafft, 
insbeſondere welche Zeugen er vorgeladen zu ſehen ver⸗ 
lange?“ Kann der Angeklagte ſich hierüber nicht auf 
der Stelle erklären, ſo iſt ihm eine angemeſſene Friſt 
dazu zu beſtimmen. 

. 52. Hat der verhaftete Angeklagte einen Ver⸗ 
theidiger, ſo iſt dieſem eine Abſchrift der Anklage und 


$. 53. Iſt der Angeklagte nicht verhaftet, fo wird 
derſelbe unter Mittheilung einer Abſchrift der Anklage⸗ 
ſchrift und des Beſchluſſes (§. 40, auf die im §. 20 
beſtimmte Weiſe ſchriftlich vorgeladen. ' 

$ 54. Als Zeugen werden, ohne Rückſicht darauf, 
ob fie ſchon in der Vorunterſuchung vernommen ſind 
oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, deren Adhörung 
der Staats⸗Anwalt oder der Angeklagte ausdrücklich be 
antragt hat oder das Gericht für rd erachtet. 
Dem Angeklagten iſt bei ſeiner im 8. 5 ene 
Vernehmung oder in der ſchriſtlichen Vorladung (J. 53) 
bekannt zu machen, welche Zeugen auf Antrag des 
Staats⸗Anwalts oder nach dem Beſchluß des Gerichts zum 
Termin vorgeladen find, Dem Staats⸗Anwalt find dies 
jenigen Zeugen namhaft zu machen, deren Vorladung 
auf Verlangen des Angeklagten und nach dem Beſchluß 
des Gerichts verfügt worden if. j | 

g. 556. In der Zwischenzeit bis zum Termine iſt 
dem verhafteten Angeklagten, wenn er einen Vertheidi⸗ 
ger hat, verſtattet, ſich mit demſelben zu beſprechen, und 
zwar ohtze Beiſein einer Gerichtsperſon, wenn der Ver⸗ 
theidiger ein in Eid und Pflicht ſtehender Juſtizbramter 
it. Auch ſollen während der gedachten Zeit dem Ver⸗ 
theidiger, der Angeklagte möge verhaftet ſein oder nicht, 
die Unterſuchungs⸗Akten auf Verlangen in der Gerichts⸗ 
Regiſtratur zur Einſicht vorgelegt werden; eine Verab⸗ 
folgung derſelben an den Vertheidiger iſt nicht zuläſſig. 

$. 56. Bei dem mündlichen Verfahren kommen 
auch in den Sachen der hier in Rede ſtehenden Art die 
Vorſchriſten der ö. 30 bis 38 zur Anwendung, fo 
weit nicht in den nachfolgenden . 57 bis 63 ein Anz 
deres beſtimmt iſt. 

$. 57. Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere 
das Verhör des Angeklagten und der Zeugen, gebührt 
dem Vorſttzenden der Gerichts⸗Deputation; welcher je⸗ 
doch hierbei auf die Meinung der deiſitzenden Richter, 
ſo wie auf die Anträge des Staats⸗Anwalts, des An⸗ 
geklagten und deffer® Vertheidigers, Rückſicht zu neh⸗ 
men hat. > 

b. 58, Die ſchon in der Vorunterſuchung eidlich 
vernommenen Zeugen werden bei ihrer nochmaligen Ab⸗ 
hörung nicht aufs neue vereidet, ſondern auf den ge⸗ 
leiſteten Eid verwieſen. 

$. 59. Erſcheint der gehörig vorgeladene Angeklagte 
in dem Termine nicht, ſo kann das Gericht, wenn 
daſſelbe aus hefonderen Gründen die Anwendung des 
im $ 33 vorgeſchriebenen Contumazial-Verfahrens nicht 


für angemeſſen hält, bei Vertagung der Sache zu einem dem Ablau 
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m 


anderen Termin die Work es 

Angeklagten 1 ane 8 Werhaſtung ? 
$. 60. Die Beratung der Gerichts⸗Deputation über 

das Urtheil erfolgt ohne Beſſein Ge Perſonen. 

8. 61. Findet das Gericht bei Beurtheilung der 
That des Angeklagten, daß ſolche ein Verbrechen gerin⸗ 
gerer Art enthält, als derjenigen, welche ſeiner Com⸗ 
petenz zunächſt überwieſen iſt, fo hat daſfelbe dennoch 
das Urtheil zu füllen, A 

$. 62, Kann die Berathung (F. 60) nicht an dem⸗ 
ſelben Tage beendet, oder das Urtheil mit den Grün⸗ 
den nicht ſogleich abgefaßt werden, ſo hat das Gericht 
zur Verkündung des Urtheils einen neuen Termin zu 
beſtimmen, der jedoch nicht über 8 Tage hinausgeſcho⸗ 
ben werden darf. 5 * 

$. 63. In dem Termins ⸗ Protokoll ($. 38) find 
auch die Abänderungen oder Zuſätze anzugeben, welche 
in den Ausſagen der ſchon in der Vorunterſuchung ver⸗ 
nommenen Zeugen bei deren nochmaliger Vernehmung 
im mündlichen Verfahren hervortreten. Die Nieder⸗ 
ſchreibung des Urcheils und der Gründe deſſelben in 
das Termins⸗Protokoll findet in Sachen der hier in 
Rede frehenden Art nicht ſtatt; vielmehr iſt das Urtheil 
beſonders abzufaſſen und nur die geſchehene Verkündung 
in dem Protokolle zu vermerken. n 

F. 64. 3) Bei beſonders ſchweren Verbrechen. Bei 
der Unterſuchung und der Entſcheidung erſter Inſtanz 
in Anſehung 1) derjenigen Verbrechen, welche in den 
Geſetzen mit einer härteren Strafe als dreijähriger Frei⸗ 
heitsſtrafe bedroht ſind, und welche nicht zu den im 
§. 39, Nr. 3 bezeichneten gehören, 2) aller Amtsver⸗ 
brechen find die Vorſchriſten der §§. 40 bis 63 eben: 
falls anzuwenden, ſo weit nicht in den nachſtehenden 
H. 65 bis 71 ein Anderes beſtimmt iſt. 

$. 64. Dem mündlichen Ve m Bee dem erken⸗ 
nenden Gerichte muß bel dieſen Verbrechen ſtets eine 

gerichtliche Vorunterſuchung (8. 44 bis 49) vorher⸗ 
gehen, in welcher der Angeklagte zu hören iſt. 8 
. 66. Erklärt der Staatsanwalt nach dem Schluſſe 
der Vorunterſuchung, daß er die förmliche Anklage er⸗ 
heben wolle, und beantragt er demgemäß, den Beſchul⸗ 
digten in den Anklagezuſtand zu verſetzen: ſo iſt über 
dieſen Antrag von einer aus drei Mitgliedern beſtehen⸗ 
4 ee ein Beſchluß zu faffen, welcher 
em Staats⸗Anwalte bi dig u etz 
öffnen it , jo wie dem ie zu er⸗ 
$. 67. Hält die Gerichts⸗Deputatlon vor ihrer Be⸗ 
ſchlußnahme eine Ergänzung der Vorunterſuchung für 
nothwendig, ſo beauftragt ſie hiermit den Unterſuchungs⸗ 
richter, der nach Erledigung des Auftrags die Akten 
wiederum dem Staatsanwalte zur der Erklärung vor⸗ 
zulegen hat, ob er bei feinem früheren Antrage behar⸗ 

ren oder denſelben ändern wolle. 5 5 

8.68. Spricht dagegen der Beſchluß ($. 66) die 
Verſetzung in den Anklageſtand aus, ſo iſt darin zu⸗ 
gleich dem Staatsanwalte aufzugeben, binnen einer Friſt 
welche in der Regel auf nicht länger als acht Tage zu 
beſtimmen iſt, eine Anklageſchriſt einzureichen. 

. 609. Iſt das Verbrechen in dem Geſetze mit einer 
höheren als zehnjährigen Freiheitsſtrafe bedroht, fo muß 
dem Angeklagten ein Vertheidiger, falls er einen ſolchen 
nicht ſelbſt erwählt hat, von Amts wegen beſtellt werden. 

L. 70. Die mündliche Unterſuchung und die Ent⸗ 
ſcheidung erſter Inſtanz erfolgt vor einer Abtheilung des 
Gerichts, welche aus ſechs Mitgliedern und, wenn das 

Verbrechen im Geſetz mit lebenswieriger Freiheitsſtrafe 
| oder mit Todesſtrafe bedroht ift, aus acht Mitgliedern 
beſtehen ſoll. Bei allen Beſchlüſſen dieſer Gerichtsab⸗ 
theilung, insbeſondere auch bei Fällung des Uethells, 
entſcheidet Stirumenmebebit, GERN Stimmen gleich 
eilt, fo gilt die mildere N . 
2 715 Ba dem Beginn des nn Verfah⸗ 
rens wird die Anklageſchrift durch den Gerichtsſchreiber 
N 8. Verfahren im zweiter Inſtanz. 
jedes in erſter Inſtanz ergangene Urtheil iſt ſowohl der 
Angeklagte als der Staatsanwalt, innerhalb einer prä⸗ 
kluſiviſchen Friſt von 10 Tagen das Rechtsmittel der 
Appellation einzulegen berechtigt. N 
F. 73. Die zehmägige Appellationsfriſt beginnt mit 
f des Tages, an welchem das erſte Urtheil 


Gegen 


ai! 


verkündet worden iſt. In denjenigen Fällen aber, in 
welchen die Verkündung des Urtheils in Abweſenheit 
nimmt die Appellations⸗ 


des Angeklagten geſchehen iſt, ppe 
feift für denſelben erſt mit dem Ablaufe desjenigen Ta⸗ 
ges ihren Anfang, an welchem ihm die Ausfertigung 
des Urtheils behändigt wurde. 
$. 74. Die Appellation iſt i 
erſten Inſtanz entweder mündlich zum Protokoll oder 
iftlich anzumelden. : 
en 7. Die Angabe der Beſchwerden, fo wie deren 
Rechtfertigung, . 4 
— . können gleichzeitig mit der Appella⸗ 
tions-Anmeldung erfolgen, müſſen aber, wenn dies un: 
terblieben iſt, innerhalb der auf den Tag dieſer Anmel⸗ 
dun! nächſtfolgenden zehn Tage geſchehen. Das Ge⸗ 
richt iſt jedoch ermächtigt, dieſe Friſt auf Antrag des 
Appellanten den Umſtänden nach angemeſſen zu ver: 


La ern. N 
8. 76. Die Appellationsſchriſten ($$. 74, 75) wer⸗ 
den dem Appellaten mit der Aufforderung mitgetheilt, 
binnen einer Friſt von 10 Tagen anzuzeigen, ob und 
welche neue Thatſachen oder Beweismittel er ſeinerſeits 
„anzuführen habe. Hat der Staats⸗Anwalt appellitt, 
und iſt der Angeklagte verhaftet, ſo wird dieſem der 
Inhalt der Appellationsſchriften vorgelefen und die eben 
gedachte Aufforderung zum Protokoll bekannt gemacht; 
hat er einen Vertheidiger, fo ift dieſem auf Verlangen 
Abſchrift der Appellationsſchriften zuzuſtellen. 
§. 77. Die Appellation des Stgatsanwalts begrün⸗ 
det für den Angeklagten das Recht der Anſchließung 
hinſichtlich aller Theile des Erkenntniſſes, gegen welche 
die Appellations⸗Beſchwerden gerichtet ſind. Will der 
Angeklagte von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo muß 
er dies innerhalb der nächſten 10 Tage, nachdem ihm 
die Beſchwerden des Staatsanwalts bekannt gemacht 
worden find (§. 76), bei dem Gericht erſter Inſtanz 
mündlich zum Protokoll oder ſchriftlich anmelden, auch. 
noch innerhalb derſelben Friſt die Rechtfertigung der 
Anſchließung und die neuen Thatſachen oder Beweis: 
mittel, welche er anzuführen hat, anbringen. Eine 
Verlängerung der Friſt zur Anmeldung der Anſchließung 
iſt unzuläſſig; ob ſolche zur Rechtfertigung der rechtzei⸗ 
tig angemeldeten Anſchließung zu ertheilen ſei, bleibt dem 
Ermeſſen des Gerichts überlaſſen. = 
$. 78. Von der Anmeldung und Rechtfertigung 
der Anſchließung iſt der Staatsanwalt auf die in $. 76 
bezeichnete Weiſe in Kenntniß zu ſetzen. 5 ER 
9. 79. Weiſt das Gericht erſter Inſtanz die Appel- 
lation oder die Anſchließung an dieſelbe als nicht recht⸗ 
zeitig angemeldet zurück, ſo kann der Zurückgewieſene 
hierüber innerhalb einer zehntägigen präkluſiviſchen Friſt, 
welche mit dem Ablaufe des Tages, an welchem ihm 
die zurückweiſende Verfügung bekannnt gemacht wurde, 
beginnt, bei dem Appellations⸗Gericht Beſchwerde füh⸗ 
ren. Bei der Entſcheidung dieſes Gerichts muß es be⸗ 
wenden. F 5 
80. Die Verhandlung und Enſcheidung zweiter 
Inſtanz erfolgt: bei leichten Verbrechen (§. 24) vor 
einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Deputation des 
Criminal⸗Senats des Kammergerichts, in allen andern 
allen aber vor einer Abtheilung des Ober-Appellationg: 
enats des e ee, welche bei den ſchweren 
Verbrechen (§. 39) aus ſechs Mitgliedern, bei den ber 
ſonders ſchweren Verbrechen (64) aus acht Mitgliedern, 
und bei Verbrechen, welche im Geſetz mit lebenswieriger 
Freiheitsſtrafe oder mit Todesſtrafe bedroht ſind, aus 
zehn Mitgliedern beſtehen muß. Die in den 99. 39 
und 70 über die Abſtimmung in erſter Inſtanz vorge⸗ 
ſchriebenen Regeln gelten auch für die zweite Inſtanz. 
9. 81. Demjenigen Staatsanwalte, zu deſſen Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe eine Sache in der erſten Inſtanz gehört, 
liegt der Betrieb derſelben auch in der zweiten Inſtanz ob. 
Iſt jedoch die Appellation gegen das Erkenntniß eines 
Einzelrichters eingelegt, ſo hat, nachdem die 
Sache an die Deputation des Criminal: Senats des 
Kammergerichts (F. 80) gelangt iſt, der bei dieſem Ge: 
richt beſtellte Staats⸗Anwalt den weiteren Betrieb zu 
beſorgen. N 
9. 82. Nachdem die Akten bei dem Gerichte zwei⸗ 


a nf eingegangen find, beſtimmt daſſelbe einen | 


At n zum mündlichen Verfahren und ladet dazu den 
Angeklagten und diejenigen Zeugen vor, deren Abhörung 
Se Vorſchrift im §. 85 erforderlich erſcheint. Der 
ab in en iſt von dem Termine ebenfalls in Kennt⸗ 
1 . Wi der Angeklagte verhaftet, ſo wird 
Iſt derſelbe niche e zum Protokoll bekannt gemacht. 


ladung ſchriſtlich mit d 
zur beſtimmten Stunde W 
terſuchung und Entſcheidung 
ren werden ſolle. a 
F. 84. Dem Angeklagten ſteht es 
mine durch einen Vertheidiger ſich vertr, 15 
Erachtet aber das Appellationsgericht das 
Erſcheinen dis Angeklagten für nothwendi 
die Vorladung oder Vorführung deſſeiben anordnen, 
F. 85. In der Appellations⸗Inſtanz find, der Rz 


arnung, daß, wenn er nicht 


nach, nur die neu vorgeſchlagenen Beweismittel, und 


bei dem Gerichte der f 
ſen, wenn es dieſes w. 


und die Anführung neuer Thatſachen 


bei einem aus zehn Mitgliedern 
| Geheimen Ober-⸗Tribunals, 
haftet, fo. geſchieht feine Vor⸗ eines Referenten, ˖ 125 
eee werden muß, wenn in erſter oder 5 zweiter Inſtanz 
einen würde, mit der Um; auf eine zehnjährige Freiheitsſtrafe oder 
in contumaciaim verfah⸗ härtere Strafe erkannt iſt. 
ah Abſtimmung in erſter 
frei, in dem Ter⸗ gilt auch für die dritte Inſtanz. 
zu laſſen. 
Heeſönliche für begründet, fo hat es das Urte b 
% ſo kann es abzuändern; doch darf dieſe Abänderung nicht weiter 
18 an als das Urtheil zweiter Inſtanz von dem der 
e erſt 


99 
erſcheinen, ſolche von dem Richter erſter Inſtanz für 
erwieſen angenommenen Thatſachen, welche auf die 
rechtliche Beurtheilung von Einfluß ſind, als unrichtig 
RG Dem Appellationsgerichte ſteht jedoch frei, 
in erſter Inſtan 8 5 
Neuem aufzunehmen, und namentlich das Zeugenver⸗ 
hör ganz oder zum al vor ſich wiederholen zu laſ⸗ 
N N e ein weſentlicher Bedenken für 
nothwendig hält, die ſich bei Prüfung des Urtheils IR 
ſter In ſtanz gegen die Richtigkeit der darin als feft: 
ſtehend angenommenen Thatſachen ergeben. 

§. 86. Bei dem mündlichen Verfahren, deſſen Lei⸗ 
tung dem Vorſitzenden gebührt (§. 57), trägt zuerſt ein 
aus der Zahl der Gerichtsmitglieder zu ernennender Re⸗ 
ferent eine Darſtellung der bis dahin ſtattgehabten Ver⸗ 
handlungen vor. Hierauf wird der Appellant mit ſei⸗ 
nen Beſchwerden, der Appellat mit ſeiner Gegenerklärung, 


und nach der Beweisaufnahme, wenn eine ſolche erfor⸗ 


derlich iſt, der Staats⸗Anwalt mit feinen Antcägen, 
in allen Fällen aber zuletzt der Angeklagte und deſſen 
Dertheidiger gehört, und hierauf das Urtheil gefällt. 
Hat ſowohl der Staats⸗Anwalt als der Angeklagte ap⸗ 
pellirt, fo wird über beide Appellationen zugleich ent: 
ſchieden. In allen übrigen Beziehungen kommen bei 
dem mündlichen Verfahren zweiter Inſtanz die für die 
erſte Inſtanz ertheilten Vorſchriften ebenfalls zur Ans 
wendung. : 
F. 87. C. Verfahren in dritter Inſtanz. Das 
auf das Rechtsmittel der Appellation ergangene Urtheil 
zweiter Inſtanz iſt rechtskräftig, wenn dadurch das Ur⸗ 
theil erſter Inſtanz durchweg beſtätigt oder die Appel⸗ 
lation für unſtatthaft erklärt wird. Weicht aber die 
Entſcheidung der zweiten Inſtanz von der der erſten 
ganz oder theilweiſe ad, ſo ſteht dem Angeklagten, ſo⸗ 
weit das Urtheil erſter Inſtanz zum Nachtheil deſſelben 
geändert worden, dem Staats⸗Anwalte aber, ſoweit eine 
Abänderung des Urtheils erſter Inſtanz zu Gunſten des 
Angeklagten ſtattgefunden hat, binnen einer präkluſivi⸗ 
ſchen Friſt von zehn Tagen das Rechtsmittel der Re⸗ 
viſion zu. Dieſe Friſt beginnt mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem das Appellations⸗Urtheil verkündet 
oder behändigt worden iſt ($. 73). 
F. 88. Die Reviſion findet wegen Entſcheidung des 
Koſtenpunktes nur inſofern ſtatt, als dieſes Rechtsmittel 
in der Hauptſache zuläſſig iſt und wegen dieſer zugleich 
eingelegt wird. : 
F. 89. In den Unterſuchungen wegen leichter Ver: 
brechen ($. 24) iſt nur der beim Kammergericht be⸗ 
ſtellte Staats⸗Anwalt die Reviſion einzulegen befugt. 
9. 90. Die Reviſion muß von dem Staats An⸗ 
walte bei dem Gerichte erſter Inſtanz ſchriftlich unter 
Angabe der Beſchwerdepunkte angebracht werden. Dem 
Angeklagten iſt geſtattet, ſeine Reviſionsbeſchwerde ent⸗ 
weder gleich bei Verkündung des Urtheils zweiter In⸗ 
ſtanz oder bei dem Gerichte erſter Inſtanz zu Protokoll 
zu erklären. Er kann dies aber auch in einer bei dem 
Richter erſter Inſtanz einzureichenden Schrift thun, 
doch muß dieſe von einem zum Richter⸗Amte befähig⸗ 
ten Rechtsverſtändigen unterzeichnet fein. 8 
$ 91. Die Entſcheidung des Appellationsgerichts 
darüber, ob und inwieweit die in der Unterſuchung zur 
Sprache gekommenen Thatſachen für erwieſen anzuneh⸗ 
men ſind oder nicht, kann in der dritten Inſtanz nicht 
mehr angefochten werden. BR, 

5. 92. Das Gericht erſter Inſtanz prüft, ob die 
Anbringung der Reviſion in der vorgeſchrebenen Form 
rechtzeitig erfolgt und das Rechtsmittel ſeinem Gegen⸗ 
ſtande nach zuläſſig ift, theilt, wenn Beldes der Fall 
iſt, die Beſchwerde des Angeklagten dem Staats⸗An⸗ 
walte, die des Staats⸗Agwalts dem Angeklagten und 
deſſen Vertheidiger, zur Gegenerklärung innerhalb einer 
zehntägigen präkluſtviſchen Friſt in Abſchrift mit und fen» 
det nach Ablauf dieſer Friſt die Akten unter Benach⸗ 
richtigung der Parteien an das Geheime Ober⸗Tribunal. 

$. 93. Die Gegen⸗Erklärung (F. 92) muß in der⸗ 
ſelben Form wie die Reviſi'nsbeſchwerde ($. 90) ange⸗ 
bracht werden. . 

94. Weiſt das Gericht erſter Inſtanz die Revi⸗ 


$ e 
ſion als unzuläſſig zurück, fo kann der Zurückgewieſene 


hierüber innerhalb einer zehntägigen präkluſtviſchen Stift, 


welche mit dem Ablaufe des Tages, an dem ihm die 


zurückweiſende Verfügung bekannt gemacht wurde, bei 


dem Revisionsgericht Beſchwerde führen. 


„95. Die Entſcheidung über die Revision erfolgt 
5 0 beſtehenden Senate des 
auf den ſchriftlichen Vortrag 
dem jedoch ein Korreferent beigeordnet 


auf eine noch 
Die im §. 70 über die 
Inſtanz vorgeſchriebene Regel 


$. 96. Erachtet das Reviſionsgericht die Beſchwerde 
Urtheil zweiter Inſtanz 


en abweicht. 1 5 
& 97. Das Reviſions⸗Urtheil iſt in Ausfertigungen 


dieſe auch nur dann aufzunehmen, wenn ſie geeignet dem Gerichte erſter Inſtanz zur Verkündigung oder Be⸗ 


nz aufgenommene Beweismittel von 


| 


| 


* 


| 


\ 
1 
1 


händigung an den Angeklagten und den Staats⸗Anwalt 
zu überſenden. 
$. 98. 9. Rechtsmittel der Reſtitution. Gegen 


Zeit, der Staats⸗Anwalt aber nur fo lange, als daß 
Verbrechen noch nicht verjährt iſt, das Rechtsmittel der 
Reſtitution einwenden, wenn er darzuthun vermag, 
das Urtheil auf eine falſche Urkunde oder auf die Aus 
ſage eines meineidigen Zeugen gegründet iſt. 

§. 99. Das Reſtitutionsgeſuch muß bei dem GM 
richte derjenigen Inſtanz eingereicht werden, in welchet 
zuerſt die Urkunde oder das Zeugniß, deren Falſchheit 
behauptet wird, vorgebracht ſind. £ 

$. 100. Kann derjenige, welcher die Fälſchung ode! 
den Meineid begangen haben ſoll, noch belangt werden, 
ſo muß das angeblich von ihm verübte Verbrechen 
eine gegen ihn zu veranlaſſende gerichtliche Unterſuchung 
erſt rechtskräftig feſtgeſtellt werden, bevor dem Reſtitn⸗ 
tions-Geſuch ſtattgegeben werden kann. In anderen 
Fällen iſt das von dem Angeklagten eingereichte Reſti⸗ 
tutions⸗Geſuch zunächſt dem Staats⸗Anwalte mitzuthel⸗ 
len, um wenn es ihm erforderlich erſcheint, eine gericht’ 
liche Vorunterſuchung über die zur Begründung der 
Reſtitution angeführten Thatſachen zu veranlaſſen und 
alsdann das Geſuch mit feiner Erklärung darüber wie⸗ 
der vorzulegen. 


. 101. Wird das Reſtitutions⸗Geſuch von dem 
Gerichte als unbegründet zurückgewieſen, fo ſteht dem 


Imploranten frei, innerhalb der nächſten 10 Tage nach 
dem Empfange des Beſcheides bei dem Gerichte det 
höhern Inſtanz Beſchwerde zu führen. Eine weitet 
Beſchwerdeführung iſt unzuläſſig. 

$. 102. Erachtet das Gericht das Reſtitutions⸗Ge⸗ 
ſuch für begründet, fo hat es fofort das mündliche Wer’ 
fahren über die Sache zu erneuern und unter Aufhe⸗ 
bung feines früheren Urtheils ein neues zu fällen, ge⸗ 
gen welches die gewöhnlichen Rechtsmittel in den no 
offen ſtehenden Inſtanzen zuläſſig find. 4 

§. 103. E. Folgen der Einlegung der Rechtsmit 
tel auf die Haft des Angeklagten. Durch Einlegung 
eines Rechtsmittels von Seiten des Staats⸗Anwalts 
darf die Freilaſſung des in Haft befindlichen Angeklag⸗ 


ten, wenn das Urtheil eine Freiheitsſtrafe gegen ihn 


nicht verhängt hat, niemals verzögert werden. 
S. 104 Iſt der Angeklagte zu einer Freiheitsſtrafe 
verurtheilt, ſo hält das vom Staats⸗Anwalte gegen d 
Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der 
nicht auf. g — 
F. 105. Die Einfegung der Appellation von 
ten des Angeklagten 9 bie Beufteecung der Strafe 
auf. Eine vorläufige Abführung des zu einer wre 
heitsſtrafe Verurthellten nath der Strafanſtalt findet, 
ſeloſt mit deſſen Einwilligung, nicht ferner ſtatt. Das 
Gericht iſt jedoch befugt und verpflichtet, die erforder? 
lichen Sicherungsmaßregeln gegen den Verurtheilten zu 
treffen. Die Einlegung der Reviſion von Seiten 
Angeklagten hält die Straſvollſtreckung nur ſo weit auf, 
als das Appellations⸗Urtheil noch nicht rechtskräftig it. 


5. 106. F. Aufhebung des Rechtsmittels der Aggta⸗ 

; 2 nn gg 
flag 1 55 555 0 dene der Aggravalion 
ach dieſem che. behandelten Unter“ 

ſuchungsſachen nicht ferner re 0 5 . 


$. 107. G. Verfahren gegen flü 
ſende Verbrecher. Das in ante eg ge 
Criminalordnung vorgeſchriebene Contumazialver fahren 
gegen flüchtige und abweſende Verbrecher findet auch 
ferner Anwendung. f 


$. 108. II. Von den Koſten. Mit der Beruf 
theilung des Angeklagten zu einer Strafe, ſie möge 
der erſten oder in einer ſpäteren Inſtanz erfolgen, it 
zugleich die Verurtheilung deſſelben in alle Koſten des 
Verfahrens auszuſprechen. Wird dagegen der Ange 
klagte für nicht ſchuldig erklärt oder von der AM 
klage entbunden, fo hat derſelbe die Koſten des Ber 
fahrens nicht zu tragen, und er iſt von der Verpflich⸗ 
tung hierzu, wenn ihm dieſelbe durch ein Urtheil früh“ 
rer Inſtanz auferlegt worden war, freizuſprechen. 
Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fa 
len demjenigen zur Laſt, welcher daſſelbe eingelegt hat. 
Iſt dies der Staats⸗Anwalt, fo werden die Koſten nie 
dergeſchlagen. Eine Erſtattung aufgewendeter außer)” 
richtlicher Koſten finde nicht ſtatt. 


$ 109. Verlangt der Angeklagte eine Ausfertigung 
des Urtheils, fo iſt ihm dieſe, wenn das Urthell auf 
Strafe lautet, auf feine Koſten, ſonſt aber koſtenftei 1 
ertheilen. Unvermögenden Verurtheilten iſt die Mitchel 
lung einer Urtheils-Ausfertigung nicht zu verſag m 
wenn ſie derſelben zur Einlegung eines Rechtsmitte 
bedürfen. 5 N 

§. 110. I. Ausgenommene Verbrechen. In dem 
Verfahren wegen Holzdiebſtahls, Steuer⸗Defraudatſonen 
Injurien und bei Disciplinarſachen gegen Beamte wis 


durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nichts geändern 


Dagegen finden dieſe Vorſchriften auf, alle Unterſuchun⸗ 
gen wegen der gegen Beamte bei Ausübung ihres ien 
tes oder in Beziehung auf daſſelbe verübten Injur 
Anwendung. 2 


ein rechtskräftiges Urtheil kann der Angeklagte zu jeder 


kurſes 


tigten, 


Zweiter Titel. 
Von dem Verfahren bei Unterſuchung der 
Paolizeivergehen. 

$. 111. Die Vorſchriften dieſes Titels find bei 

allen wegen Polizeivergehen zu verhängenden Unter⸗ 
gen anzuwenden, deren Einleitung und Führung 
Polizei⸗Präſidium bisher zuſtand. a a 

g. 112. Die Verwaltung dieſer Polizei-Gerichtsbar⸗ 
keit C. 11) fol nicht ferner von dem Polizei⸗Präſi⸗ 
ium, ſondern in erſter Inſtanz von einzelnen Polizei⸗ 
nichtern geführt werden, welche das Kammergericht kom⸗ 
miſſariſch zu dieſem Geſchäfte zu ernennen und zu 

aufſichtigen hat. 

F. 113. Die Verfolgung der Uebertreter der Polizei⸗ 
Strafgeſehe vor Gericht ſoll durch Polizei-Anwalte ge⸗ 
ſchehen, in Anſehung deren Ernennung, Beaufſichtigung, 

efugniſſe und Obliegenheiten die im erſten Titel $. 25 
enthaltenen Beſtimmungen gleichfalls gelten. 

§. 114. Die in Anſehung der Verbrechen ertheilten 
allgemeinen Vorſchriften des erſten Titels über das 
mündliche Verfahren vor dem erkennenden Gericht 


(F. 15 bis 17), die Ausſchließung der Zwangsmittel 


gegen den Angeklagten ($. 18), fo wie über den Beweis 
und das Urtheil (88. 19 bis 22) finden auch bei Polizei⸗ 
en Anwendung. 

$. 115. (1. Ordentliches Verfahren.) Bei der Unter⸗ 
ſuchung und der Entſcheidung erſter Inſtanz iſt von 

Polizei⸗Richtern in der Regel daſſelbe Verfahren 
anzuwenden, welches in den 99. 26 bis 38 in Ans 
ſehung der leichten Verbrechen vorgeſchrieben iſt. Dem 

geſchuldigten ſteht jedoch frei, ſich bei den Verhand⸗ 

en, ſowohl in dieſer als in der folgenden Inſtanz, 

einen Bevollmächtigten aus der Zahl der Juſtiz⸗ 
miſſarien auf ſeine Koſten vertreten zu laſſen. 

§. 116. Gegen das Urtheil erſter Inſtanz iſt ſowohl 
der Angeſchuldigte, als der Polizei-Anwalt, innerhalb 
einer zehntägigen präkluſiviſchen Friſt, deren Anfang 
nach der img. 73 wegen der Appellationsfriſt gegebenen 
eſchrift zu beſtimmen iſt, das Rechtsmittel des Re⸗ 
einzulegen berechtigt. K 
x 7. Der Rekurs kann auf neue Beweismittel 
Über bereits angeführte Thatumſtände nicht gegründet 
werden, auf neue Thatumſtände aber nur inſoweit, als 
dieſelben bei der Anführung zugleich beſcheinigt werden. 

. Die Anbringung BD muß bei 
zn Polizei⸗Richter mündlich zum Protokoll oder ſchrift⸗ 
— geſchehen. Eine —.— Friſt zur Rechtfertigung 

ni u geſtatten. | 

$. 119, — über den Rekurs gebührt 
derſelben aus drei Mitgliedern beſtehenden Deputation 
des Kriminal⸗ Senats des Kammergerichts, welche nach 

80 in zweiter Inſtanz über die leichten Verbrechen 
6. 24) zn artennen hat. 

g. 120. Findet die Deputation (§. 119), daß der 

rs nicht zuläſſig oder, wenn dabei nur auf die 

amdlungen der erſten Inſtanz Bezug genommen 
it, nicht gegründet ſei, ſo weiſt ſie den Rekurrenten 
eine Verfügung zurück, gegen welche ein weiteres 
Rechtsmittel nicht geſtattet iſt. n jan 
. 121. In allen anderen Fällen (S. 120) beſtimmt 
die Deputation, unter abſchriftlicher Mittheilung der 
Rekursfchrift an die Gegenpartei, einen Termin zum 
mündlichen Verfahren, bei welchem die Vorſchriften der 
. 81 bis 86 beziehungsweiſe zur Anwendung kommen. 
das auf den Rekurs abgefaßte Urtheil findet ein 
weitere Rechtsmittel nicht ſtatt. 

b. 122. 2) Mandats⸗Verfahren. Beruht die An⸗ 
lage wegen eines Polizeivergehens auf der Anzeige ei⸗ 
nes Beamten, welcher die Tyat aus eigener amtlicher 
Wahrnehmung bekundet, und wird nicht etwa der An⸗ 
beſchuldigte dem Polizeirichter zugleich vorgeführt, in 
Telhem Falle ſtets das ordentliche Verfahren nach 89. 

16 u. f. eintreten muß: ſo ſetzt der Polizeirichter 
auf Grund der Anklage die Strafe feſt und macht ſie 
ven Angeſchuldigten durch eine ſchriftliche Verfügung 
it dem Bedeuten bekannt, daß, wenn er durch dieſe 
fü, feſtſetzung ſich beſchwert finden follte, er zur Aus⸗ 
der ung ſeiner Verteidigung ſich in einem, ſogleich in 
din erfügung, und zwar auf mindeſtens 10 Tage 
— aus, zu beſtimmenden Termine vor den Polizeirich⸗ 
3 ſtellen, im Falle ſeines Nichterſcheines in dieſem 
digen hab 
St 123, In dieſer Verfügung ($: 122) muß an⸗ 
wie en fein: J) die Beſchaffenheit des Vergehens, fo 
Na die Zeit und der Ort ſeiner Verübung; 2) der 
me des Beamt I das Vergehen angezeigt 
ha eamten, welcher gehen angedeig 
Strap, 3) die Straffeſtſetzung unter Anführung der 
Verfii oerſchrift, auf welche dieſelbe ſich gründet. Die 
geſchultung muß zugleich für den Fall, wenn der An⸗ 
z kenne bei der Straffeſtſetzung ſich nicht beruhigen 
balten, * glaubt, die Aufforderung an denfelben ent⸗ 
mittel iudde ze feiner Vertheidigung dienenden Beweis⸗ 
ſolche de SM anberaumten Termine mitzubringen, oder 
zeigen, daß ter fo zeitig vor dem Termine anzu⸗ 
den können. fie noch zu demſelben herbeigeſchafft wer⸗ 
8 5 N 


mine perſonit Eeſcheint der Angeſchuldigte in dem Ter⸗ 
ſo iſt mager durch einen zuläffigen Bevolmäch⸗ 
Vorſchrift der 86. 115 bis 121 zu 


angebracht werden. Wird von der Deputation für die 
Zulaſſung der Reſtitution entſchieden, ſo geht die Sache 


ine aber die Vollſtreckung der Strafe zu gewär⸗ 
e. 


2. 


1649 — 


verfahren; erſcheint er nicht, ſo hat der Richter einen 
Vermerk hierüber aufzunehmen. 1 

$ 125. Der Angeſchuldigte kann auf Reſtitution 
antragen, wenn er durch unabwendbare Umſtände ver⸗ 
hindert worden iſt, perſönlich in dem Termine zu er⸗ 
ſcheinen. Das Reſtitutionsgeſuch muß binnen zehn 
Tagen nach dem Termine bei dem Polizeirichter ange: 
bracht werden, und die Angabe der Hinderungsgründe 
mit der erforderlichen Beſcheinigung, enthalten. Auf 
unbeſcheinigte Hinderungsgründe darf der Richter keine 
Rückſicht nehmen. Erſt nach Ablauf dieſer Friſt iſt 
die Strafe zu vollſtrecken. er 

§. 126. Findet der Polizeirichter das 
geſuch begründet, ſo iſt ein naher Termin zur Ver⸗ 
handlung der Sache anzuberaumen und nach den Vor⸗ 
ſchriften der $$. 115 bis 121 zu verfahren. Bleibt 
der Angeſchuldigte in dieſem Termin abermals aus, fo 
iſt die Strafe, ohne weitere Zulaſſung irgend eines 
Rechtsmittels, zur Vollſtreckung zu bringen. 

$. 127. Findet der Richter das Reſtitutionsgeſuch 
nicht begründet, ſo weiſt er daſſelbe durch eine Reſotu⸗ 
tion zurück, gegen welche dem Angeſchuldigten die Be⸗ 
ſchwerde an die im §. 119 bezeichnete Deputation offen 
ſteht; dieſe Beſchwerde muß aber binnen 24 Stunden 
nach Zuſtellung der Reſolution bei dem Polizeitichter 


Reſtitutions⸗ 


zur Verhandlung in erſter Inſtanz an den Polizei⸗ 
richter zurück. N uud? 

$. 128. Zur Entſcheidung über das Reſtitutionsge⸗ 
ſuch und über die Beſchwerde gegen die daſſelbe zus 
rückweiſende Nane bedarf es der vorgaͤngigen An⸗ 
örung des Polizei-Anwalts nicht. 
g 6. 120. 3) Von den Koſten. Wegen der Koſten 
des polizeigerichtlichen Unterſuchungs⸗Verfahrens finden 


die Vorſchriften des §. 108 ebenfalls Anwendung. 


Dritter Titel. 
Gemeinſame Beſtimmungen. 

$. 130. Die Vorſchtiften der Kabinets⸗Ordre vom 
24. October 1838 (Geſetz⸗Sammlung S. 504) über 
die Befugniſſe des Richters zur Auftechthaltung der 
Ruhe und Ordnung dei gerichtlichen Verhandlungen, 
kommen auch bei dem in dem gegenwärtigen Geſetze 
angeordneten Strafverfahren mit der Maßgabe zur 
Anwendung, daß die nach Nr. 5 jener Ordre den Ges 
richts⸗Deputationen im Civil⸗Proziſſe zuſtehende Be⸗ 
fugniß, gegen Ruheſtörer ſofort eine Ordnungsſtrafe 
von 1 bis zu 5 Rthlr., oder von 6 bis zu 24ſtün⸗ 
digem Gefängniß zu beſchließen und vollſtrecken zu 
laſfen, auch den Gerichts⸗Deputatſonen und Gerichts: 
Abtheilungen beim Strafverfahren zuſtehen ſoll. 

$. 131. Die Vorſchriften der Kriminal⸗Ordnung 
ee 
it. RR 4 
ten inſoweit außer Anwendung, als fie mit den Vor⸗ 
ſchriften des vorliegenden Geſetzes nicht vereinbar find. 

6. 132. Das gegenwärtige Geſeb tritt am 1. Oc⸗ 
tober d. J. in Kraft. a a 

9. 188. Alle 75 Eintritt dieſes Zeitpunktes ($. 132) 

denen die Unterſuchung erſter 

der Vertheidigung bereits ge⸗ 
nad walten Juda 
enſelben zuläſſigen Inſtanzen zu 
ten durch alle nach d 8 e ge ce 
Verfahren nach den Vorſchrif⸗ 


anhängige Sachen, in 
Inſtanz mit Einſchluß 
ſchloſſen iſt, ſollen noch 


Ende geführt werden. 
Unterſuchungen iſt das 
ten des gegenwärtigen Geſebes umzuleiten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändiger Unter⸗ 
ſchrift und beigedrucktem eaniglhen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 17. Juli 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Savigny. 


von Bodelſchwingh. 
Uhden. 


von Rochow. 


Beglaubigt: Bode. 
Berlin, 26. Juli. — Nach einer ruhigern 
Betrachtung der neuen Bankordnung haben die Fonds 
an hieſiger Börſe noch immer ſich nicht gehoben, viel⸗ 
mehr eine retrograde Bewegung gehabt. Viele Börſen⸗ 


männer geben ſich der Hoffnung hin, daß man einige 
Artikel darin noch einer Veränderung unterwerfen werde. 


DDüſſ. 3.) Die langen Wirren der Stargard⸗ 
Poſener Eiſenbahn und die Abſicht eines Theils 
der Aktionäre, von dem ganzen Unternehmen zurückzu⸗ 
| teten, konnten vor mehreren Wochen bekanntlich nur 
durch die vorläufige Erklärung des Finanzminiſters, im 
Sim jener Bahn die Hülfe des Staats in Anſpruch 
zu nehmen, beſeitigt werden. Man erfährt hier, daß 
die Regierung beſchloſſen habe, den Aktionären unter allen 
Umſtänden 2%, pCt. an Zinſen zu garantlren, dieſen 
Zuſchuß aber auch neben einem eigenen Zinsertrag der 
Bahn von 1 ungeſchmälert beſtehen zu laſſen, ſo 
daß den Aktionären dadurch ein ziemlich ſicherer Zins⸗ 


genuß von 3 . pCt. erwachſen würde, wahrend fonft 
die Staatsgarantie nur 34, pCt. in Ausſicht ſtellt. 
um es noch deutlicher zu ſagen: der Staat wird ſeine 
2% pt. auch dann zahlen, wenn die Bahn ſelbſt 1%, 
trägt und nur einen höheren eigenen Zinsertrag der 
Bahn von den garantirten 2 pCt. in Abzug bringen. 
Es würde alſo nur dann, wenn die Bahn nicht ein⸗ 
mal 1%, pCt. trüge, der Zinsgenuß von 3% pCt. 
geſchmälert werden, doch müßten auch für den Fall, daß 
die Bahn gar nichts einbrächte, 2 Pt. für die 
Aktionäre bleiben. Außerdem will der Staat ſich mit 
4 am Akten⸗ Kapital betheiligen, wobei die Direction 
noch das Bittgeſuch hinzugefügt hat, die Regierung 
möge die Differenz, welche dadurch entfänbe, daß fie 
Action jetzt unter pari kaufte, an die Aktionäre vergül⸗ 
ten. Hierauf iſt der Beſcheid zu erwarten. Da dem 
Staate an dieſer Bahn viel gelegen zu ſein heit, ſo 
giebt ſich die Direction der ſanguiniſchen Hoffnung 5 
daß die Regierung den Actionären ſogar 3% bis 4 pCt. 
garantiren werde. ’ a 


* Poſen, 25. Juli. — Bei Gelegenheit der 
Artetirung des hieſigen Provinzial⸗Landſchafts⸗Directors 
iſt auch die gegenwärtige Stellung der Landſchaft unter 
einem Miniſterial⸗Commiſſarius und der Unterſchied, 
den die neuen Inſtructionen für beſagten Herrn mit 
der früheren Credit⸗Ordnung geben, hier wieder fo leb⸗ 
haft zur Sprache gekommen, daß es uns nicht unan⸗ 
gemeſſen ſcheint, hiermit einige der bedeutendſten Para⸗ 
graphen beider Verordnungen mit einander zu vergleichen. 
Während bis zur Curatell⸗Stellung der Landſchaft nach 
der Credit-Ordnung vom 15. Decbr. 1821 die Ver⸗ 
handlungen mit wenigen Ausnahmen in poluiſcher 
Sprache eführt wurden, werden jetzt nach § 4 der 
Cabinets Ordre „die Verhandlungen in allen Sitzungen 
der landſchaftlichen Behörden und in den landwirth⸗ 
ſchaftlichen, Kreis⸗Verſammlungen in deutſcher Sprache 
geführt,“ wobei es nachgegeben iſt, daß dieſelben 
polniſch überſetzt werden, ſo wie es früher angeordnet 
war, daß die polniſchen Verhandlungen für die des 
Saul Unkundigen ins Deutſche überſetzt wurden. 

ezug hierauf heißt es ausdrücklich in dem jetzt außer 
Kraft geſetzten § 77 der Credit⸗Ordnung vom 15. De: 
eember 1821: „Sie müffen (der Provinzial⸗Landſchafts⸗ 
Director und die u) „der polniſche 
8 ee da aber auf Verlangen but 

er Theilnehmer auch Auszüge und Ausfertigungen 
in deutſcher Sprache erth lt werden ſollen, fo muß 
außer dem Director und Syndicus ſederzeit wenigstens 
ein Mitglied des Collegiums auch dieſe Sprache ver⸗ 
ſtehen.“ Der jetzt ſeit dem 27. Juni eingeführte Mi⸗ 
niſterial⸗Commiſſarius Regierungsrat Noah iſt aber 
ein Deutſcher, und wenn man uns recht berichtet, der 
polnifhen Sprache fast gar nicht mächtig, Bis de 
war die Landſchaft ein faſt ganz ſelbſtſtändiges Inſtitut, 
nur überwacht von einem königl, Commiſſarius, um 
die Gerechtſame der Negierun vorzunehmen, der zwar 
den, den General- und ſämmtliche Landſchafts⸗Directoten 
controlirenden und die Beſchwerden gegen dieſelben un⸗ 
terſuchenden engeren Ausſchuß amm, die 
Sitzung eröffnete, leitete und den Ausſchuß entließ, aber 
für gewöhnlich nach $. 161 det Exedit⸗Ordnung nicht 


mitſtimmte und nur bei Stimmengleichheit den Aus⸗ 


ſchlag gab, da der Ausſchuß nach Mehrheit der Stim⸗ 
men urtheilte. Dagegen hat der Minfſterial⸗Com⸗ 
miſſarius nach §. 1 der Inſtruction volles Stim⸗ 
menrecht, nach $. 2 Unterzeichnung aller Dienſtſachen, 
von welchein Vorrecht beſonders hervorzuheben iſt daß 
früher von dem Provinzial⸗Landſchafts⸗ Director alle 
eiligen Verfügungen allein ausgingen ($. 82 Credit: 
Ordnung), daß er allein berechtigt war, die Klagen der 
Gutsbeſitzer gegen Landſchaftsräthe in Güte beſzulegen 
($. 83 ebendaſelbſt), daß der Provinzial⸗Landſchafts⸗ 
Director zunächſt allein über die Zulsſſigkeit oder Un u⸗ 
läſſigkeit von Aufnahme von Pfandbriefen zu entſchelden 
hatte ($. 219 der Eredit⸗Ordnung). de. 3. der In⸗ 
ſtruction giebt dem Miniſterial⸗Commiſſarſus dietato⸗ 
riſche Gewalt über die Subaltern⸗ Beamten, die er 
ohne Mitwirkung des Provinzial⸗Landſchaſts⸗Directors 
anſtellen, beſtrafen und abſetzen kann, auch hat er die 
alleinige Oberaufſicht über die Landſchaftstathe — eine 
Macht, die ſonſt nach §. 83 der Credit⸗Ordnung nur 
dem Provinzial⸗Landſchafes S „nal, „Nach 
$. 6 der Inſtruction iſt der. Minſſterial⸗Commiſſarius 
berechtigt, der Ausführung a Beſchluſſes An⸗ 
ſtand zu geben und erſt die Entſcheidung des königl. 
Commiſſarius einzuholen. T wer fühlte nicht die un⸗ 
geheure Gewalt, die dem Minſſterial⸗Commiſſarius 


dadurch über ein Inſtitut gegeben wird, in deſſen 
Weſen es liegt, daß eine Verzögerung den ganzen 
Erfolg eines feiner Unternehmen hindern kann. 


Ein anderes Mittel dem polniſchen Adel zu imponiren, 


iſt dem Miniſterial⸗Commiſſarius, durch §. 8. der In⸗ 
ſtruktion gegeben, der ſich auf die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung von Forſtverwüſtungen ($. 125 u. 126 der 
Credit⸗Ordnung) bezieht, da dekannter Weiſe die Polen 
ſehr gern ausholzen um eingetretene Derangements zu 
ordnen. Dadurch, daß der Miniſterial⸗Commiſſarius 
die Ernennung der Pruͤfungs⸗Commiſſion, die ſonſt der 
Probinzial⸗Landſchafts⸗Director wählte, allein zuſteht, 
wird er bei ſtrenger Aufſicht immer 1 Grund 
finden gegen dieſen oder jenen u. ei 
einzuſchreiten. Vor der jetzigen 8. 3 viele Wald⸗ 
verwüſtungen vorgekommen, deren eſtand nun wohl 
unterſucht werden wird. . 9. der Inſtruction, wonach 
die Behufs Pfandbriefaufnahme nöthigen Abſchätzungs⸗ 
Commiſſarien allein vom Miniſterial⸗Commiſſarius er⸗ 
nannt werden, wodurch dem Provinzial⸗Landſchafts⸗ 
Director wiederum eines ſeiner Vorrechte genommen 
wird ($. 203 u. $. 210 der Credit⸗Ordnung), iſt zum 
Theil ſchon oben bei Beleuchtung des $. 6 beſprochen. 
ueberhaupt glauben wir durch das Geſagte genugſam bewies 
en zu haben, daß nach den neuen Beſtimmungen der Provin⸗ 
zial⸗Landſchafts⸗Direktor, ſonſt die gewichtigſte Perſon an 
der Landſchaft zu einem gewöhnlichen Mitarbeiter an 
derſelben heruntergeſetzt iſt, wie unter andern auch $. 5., 
vor allem aber §. 4. und §. 11. der Inſtruction be⸗ 


weiſen, da durch erſtern der Miniſterial-Commiſſarius 


die Aufſicht und Reviſion der Landſchaftskaſſe, durch die 
beiden andern aber die Vollſtreckung der Exekution ges 
gen ſäumige Zinſenzahler ſo wie Vollmacht erhält, ge⸗ 
gen verunglückte Nachſicht zu üben; — lauter frühere 
Prärogativen des Provinzial⸗Landſchafts⸗Directors. Der 
Miniſterial⸗Commiſſarius iſt Alles in Allem und obwohl 
unter den königl. Kommiſſarius geſtellt, doch an Macht 
bedeutender als dieſer. Nach alle dem läßt ſich vermu⸗ 
then, daß ein ſo unwichtiger Poſten, wie nach der In⸗ 
ſtruction für den Miniſterial⸗Commiſſarius der des Pro⸗ 
vinzial⸗Landſchaft⸗Directors geworden iſt, weder proviſo⸗ 
riſch, noch wenn Hr. v. Jarochowski zurücktreten follte, 
überhaupt wieder beſetzt werden wird. Er würde eine 
reine Sinecure ſein, da die Geſchäfte vom Miniſterial⸗ 
Commiſſarius vollſtändig beſorgt werden. Die Polen 
fühlen, daß dem Inſtitute der Landſchaft noch ganz an⸗ 
dere Umformungen bevorſtehen, — denn die meiſten 
Beamten bei demſelben haben im polniſchen Heere die 
Revolution von 1830 mitgemacht und auch bei der letz⸗ 
ten Affaire waren Landſchaftsräthe betheiligt. — Un⸗ 
ſere Feſtung iſt jetzt ſo weit fertig, um im Kriege allen⸗ 
falls gebraucht werden zu können. n 
; Königsberg, 25. Juli. (Königsb. 3.) Von den 
drei Perfonen, die hier wegen Verdachts, in den letzten 
polniſchen Angelegenheiten verwickelt zu ſein, vor drei 
tefp, vier Monaten verhaftet wurden, ſitzt jetzt nur noch 
Partikulier Andruszkiewicz. Der Bureaubeamte Wend⸗ 
land und die ſeparirte Frau Rittmeiſter Lehmann, die 
Tochter eines Kreisarzt Dr. Wuttge aus Culm, ſind 
in dieſen Tagen vorläufig auf freien Fuß geſtellt. 

Münſter, 21. Juli. — Als Nachfolger des Hrn. 
von Schaper wird hier vielfach der bisherige Vice⸗ 
Prälſident der hieſigen Regierung, v. Bodelſchwingh, ein 

Bruder des Miniſters des Innern bezeichnet. Es wäre 
dies eine wohl unerhört raſche Beförderung, da der 
Präſident von Bodelſchwingh noch vor 2 — 3 Jahren 
Landrath des Kreiſes Hamm war. ! 

Vom Rhein, 19. Juli, (Tr. 3.) Die Kölniſche 
Zeitung meint in einem gegen die Prügelſtrafe ges 
richteten, aus Norddeutſchland vom 20. Juni datirten 
Artikel: „Es gebe außer Baden noch zwei Staaten in 
Deutſchland, wo es nicht einmal eines kriegsrechtlichen 
Spruches, ſondern nur des Befehles eines höheren 
Oſſiziers bedürfe, um körperliche Züchtigungen über 

oldaten zu verhängen; dieſe beiden Staaten ſeien 
Oeſterreich und Schleswig-Holſtein.“ Dieſe 
Mittheilung muß ergänzt werden. Auch in Preußen 
kann die Prügelſtrafe durch den Befehl eines höheren 
Offiziers dictirt werden. 


Magdeburg, 22. Juli. (H. N. 3.) In unferer 


Stadt ſind den Geſagvereinen Muſik⸗Aufführungen auf 
öffentlichen Plätzen und Straßen von Polizeiwegen 
fortan unterſagt worden. Der Polizeidirector v. Kamptz 
nimmt die Veranlaſſung zu dieſem Verbote her von 
dem zu Ehren des Sberbürgermeiſters Francke unlängſt 
beabſichtigten, aber nicht zur Ausführung gekommenen 
Ständchen. Daß ſich durch die Nachricht vom Ständchen 
11 55 fdlche Verſammlung auf dem alten Markt 
ens und nach langem Harren ein Theil mißlaunig 


wurde, dies ſpater auch laut zu erkennen gab, — das 


von mißt der Polz 11 
; einen Walizeidirector den betheiligten Geſang⸗ 
vereinen iind aden Theil der Schuld bei, weil fie, 


anſtatt der Abendmi ” ! 
racter einer Prvatſach. ar oa ren Cha⸗ 
Schein einer anderen Abſicht u wahren und ſelbſt den 

nd vielleicht abſich liche poaceiden, ihr eine ſehr 
99 35 Kamptz hat bei dier Beit gegeben hätten. 
dacht, daß die etwa 300 Sänger de is: be: 
vereinen und allen Ständen keine Amtsverſchwwie ung. 
bei einem Unternehmen zu beobachten glauben et 
welche als eine Geſinnungs⸗Aeußerung der Magdeburger 


gegen ihren Magiſtratschef erſchien. Die Beſchuldigung 


iſt um fo verlegender, da fie zu einer Einſchränkung f 


der bisher hier üblichen Ständchenfreiheit geführt hat 
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und als eine Strafe für die Geſangvereine angeſehen 
werden kann. Dieſe haben, dem Vernehmen nach, bei 
der Regierung Beſchwerde erhoben über die polizeiliche 
Beſchuldigung, und durch die Erfahrung bei früheren 
groß artigen Serenaden nachgewieſen, daß nur in den 
Fäuen von einem gewiſſen Theil der Zuhörer Störun⸗ 
gen und ärgerliche Auftritte herbeigeführt ſeien, wenn 
derſelbe in den bekannt gewordenen polizeilichen Verboten 
ein Mißtrauen in die Geſinnung des Publikums zu 
erblicken glaubte. Sie ſollen ferner bei der Regierung 
darauf angetragen haben, daß dies Verbot, als auf 
unrichtigen Vorausſetzungen beruhend, zurückgenommen 
werde. Die von dem Polizeidirectorio unter folgenden 
Bedingungen geſtatteten Ausnahmen von dem Verbote, 
daß die Erlaubniß zum Ständchen mindeſtens drei 
Tage vorher ſchriftlich oder mündlich nachgeſucht und 
entweder die Veranlaſſung dazu oder das Einverſtändniß 
deſſen, dem daſſelbe gebracht werden ſoll, nachgewieſen 
werde — dieſe Ausnahmsbedingungen find fo erſchwe⸗ 
render Art, daß das eigentliche Weſen des Ständchens, 
die Ueberraſchung, verloren gehen und das Verbot in 
nichts gemildert würde. 

Guben, 23. Juli. (Spen. 3.) Heute fand hier 
der erſte deutſchkatholiſche Gottesdienſt ſtatt. 

Deut ſchlan d. 

Karlsruhe, 20. Juli. (Köln. Z.) Profeſſor Loh⸗ 
bauer, der Redacteur der vom 1. October an in Berlin 
erſcheinenden „Deutſchen Zeitung“, bereiſt ſeit einiger 
Zeit Deutſchlands Hauptſtädte, um dem neuen Unter⸗ 
nehmen Mitarbeiter zu gewinnen. Das von ihm aus⸗ 
gegebene Programm findet mehrentheils gerechte An⸗ 
erkennung, zumal die darin ausgeſprochene Tendenz, 
das Berliniſche Preußenthum in den Hintergrund zu 
ſiellen, um dafür die allgemeinen deutſchen Intereſſen 
mit Vorliebe zu behandeln, dem Blatte die Zuneigung 
von Süddeutſchland zu ſichern im Stande wäre. Sehr 
treffend iſt die heutige Stellung dieſes Staates be⸗ 
zeichnet, wenn das Programm ſagt: „Preußen hat 
ſeine eigene Geſchichte vor bald zweihundert Jahren 
glänzend begonnen und glänzender als irgend ein anderer 
Staat ſchon vor bald hundert Jahren auf ihre Höhe 
geführt. Seine „„deutſche““ Geſchichte hat es vor 
dreiunddreißig Jahren mit Opferkraft angefangen, ihre 
Fortführung und Vollendung iſt von nun an die er⸗ 
habene Aufgabe ſeiner großen Politik. Denn die deutſche 
Zukunft, die deutſche Einheit, jetzt durch den Zollverein, 
Süddeutſchlands Gedanke, Preußens Werk, in commer⸗ 
ciellem Sinne neu angebahnt, beruht zum großen Theile 
auf Preußen.... Aus dieſen wenigen inhaltſchweren 
Worten ſchöpft man hier die Hoffnung, daß das Blatt 
als wackerer Kämpe für die endliche folgerichtige Durch⸗ 
führung des „ſüͤddeutſchen Gedankens“, nach der ſüd⸗ 
deutſchen Auffaſſung deſſelben, auftreten werde. Das 
Programm bemerkt weiter: „Die Liebe der anderen 
deutſchen Stämme kann nichts Kleineres für Preußen, 
ſeine Regierung und ſein Volk ſein. Nie mehr ſollte 
dieſe Liebe dadurch zurückgedrängt und ſelbſt in entge⸗ 
gengeſetzte Gefühle verwandelt werden, daß preußiſche 
Organe der öffentlichen Meinung, ſtatt zu warten, bis 
das Lob aus der Mitſtämme Munde ertönt, und zu 
wirken, daß es ertöne, die Poſaune einer Selbſt⸗ 
verherrlichung und Erhebung über die anderen erſchallen 
laſſen, die zum wenigſten das tieſſte Gefühl, welches 


der Menſch im irdiſchen Geſellſchafts-Verbande hat, das 


kränkt.“ — Die Red. der 
Köln. 3. bemerkt hierzu: Dieſe Stellen des Programms 
der neuen Zeitung werden ſich auch in Norddeutſchland — 
mehrentheils gerechter Anerkennung zu erfreuen haben. 
Abgeſehen von der etwas wunderlichen Unterſcheidung, 
zwiſchen Preußens „eigener“ Geſchichte, welche bereits 
vor bald hundert Jahren auf ihre Höhe geführt worden 
fei, und feiner „deutſchen“ Geſchichte, die es erſt vor 
dreiunddreißig Jahren mit Opferkraft angefangen habe 
— als ob Friedrich II. nicht Deutſchland angehört, 
z. B. die Schlacht bei Reßbach nicht Deutſchlands 
Selbſtgefühl gehoben hätte, und als ob die von dieſem 
nationalen Aufſchwunge getragenen edlen Geiſter, z. B. 
ein Leſſing, nicht eben ſo „deutſch“ geweſen wären, 
wie etwa der Kaiſerſänger Max von Schenkendorf oder 
der edle Recken⸗Freund de la Motte Fouqué auf ſeinem 
lichtbraunen Röſſelein! — abgeſehen von dieſer vielleicht 
tendentiöſen, aber durchaus unhiſtoriſchen und geiſtloſen 
Unterſcheidung, beſagen jene Stellen eben das, 85 von 
der fteiſinnigen preußiſchen und außerpreußiſchen Preſſe 
(wir erinnern nur an Steinacker!) ſchon ſeit Jahren 
fort und fort hervorgehoben wird. Es 5 uns, daß 
die Regierungspreſſe jetzt endlich felber dieſe Einſicht be⸗ 
kennen will; es wird dann hinfort eine Oppoſitions⸗ 
preſſe in dem Sinne, wie bisher, gar nicht mehr geben. 
Dresden, 23. Juli. (L. Z.) eu königl. Majeſtät 
haben dem Wunſche des Prinzen Johann, Herzogs zu 
Sachſen, des General-Kommando's der Communal⸗ 
Garden des Königreichs Sachſen enthoben zu werden, 
in Würdigung der dafür angegebenen Gründe ſtattge⸗ 
geben und dieſes Commando einſtweilen dem General⸗ 
Major und Brigadier der Infanterie, ven Mandelsloh 
übertragen. > & 
Frankenthal, 21. Juli. (Fr. J.) Unſere Dis ce⸗ 
an Synode hat geſtern hier ſtattgefunden. Ueber 
einige Punkte hat ſie Beſchlüſſe gefaßt, auch verordnet, 


nationale, das deutſche, 


herziehen. Vage Gerüchte ſprechen von neuen Plänen, 


daß das Original der bei ihr eingelaufenen Eingabe 
von 198 Hiefigen Mitgliedern der evang.-proteſtantiſchen 
Kirche, die vor andern nicht zurückbleiben wollen, der 
Behörde eingeſandt werden ſoll. 

Aus Franken, 21. Juli. (Mannh. Abdz.) Unſere 
Regierung veröffentlicht heute eine Miniſterialentſchließung 
vom 6. d. M., vermöge welcher 16 Druckſchriften mit 
Beſchlag belegt werden. Unter denſelben, die meiſtens 
die deutſchkatholiſche Kirche betreffen, befinden ſich auch: 
„ die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Deutſchkatholiken 
von Dr. Hecker“, „Politiſche Briefe von Guſtav v. 
Struve“, dann „Actenſtücke der Mannheimer Cenſut 
und Polizei von Guſtav v. Struve“. 
Harburg, 24. Juli. (H. N. Z.) Der Krankheits- 
zuſtand unſeres Königs ſoll wirklich der Art ſein, daß 
eine gänzliche Auflöſung jeden Augenblick zu befürch⸗ 
ten ſteht. 

Ulm, 21. Juli. — Was kürzlich von dem Wag⸗ 
ner Schmidt in Oberdiſchingen, Oberamts Biberach 
mitgetheilt wurde, beſtätigt ſich vollkommen; nur ſtellt 
es ſich immer mehr heraus, daß er ein exaltirter Kopf 
oder halber Narr iſt. Er hat ſich bereits unter die jü⸗ 
diſche Genoſſenſchaft ſeines Orts unter allen Ceremo⸗ 
nien ꝛc. aufnehmen laſſen wollen; dieſe hat ihn abet 
eben ſeines excentriſchen Weſens wegen nicht angenommen 


Oeſterreich. 


Prag, im Juli. (Köln. 3.) Der durch mehrere Ro⸗ 
mane und feine Unterſuchung bekannt gewordene Schrift⸗ 
ſteller Rank verweilte einige Wochen hier im Hauſe 
feines Freundes. Dr. Meißner, und war ein Gegenſtand 
polizeilicher Aufſicht, die ſich ſo weit erſtreckte, daß Po⸗ 
lizei⸗Agenten ſich nach feiner Beſchäftigung und nach 
ſeinen Beſuchen erkundigten. Uebrigens iſt Rank von 
der Behörde in Wien, wohin er einſtweilen zurückge⸗ 
kehrt iſt, wegen des ohne öſterreichiſche Cenſurbewilli⸗ 
gung gedruckten Romanes: „Waldmeiſter“ zu Protokoll 
vernommen worden, wobei er erklärte, das Buch fe 
in Sachſen geſchrieben worden und die Einſendung des 
Manuſcriptes nach Wien nicht leicht möglich geweſen. 

Lemberg, im Juli. (N. K.) Die meiſten Grund⸗ 
beſitzer tragen zur Zeit noch immer Bedenken, Lemberg 
und die Kreisſtädte zu verlaſſen und im Kreiſe ihrer 
Unterthanen auf dem Lande Erholung, wie ſonſt, zu 
ſuchen. Freilich beweiſen noch immer einzelne Fakta, 
wie die Einbringung von Bauern, welche herrſchaftliche 
Felder zur Blüthezeit zerſtörten, die Widerſetzlichkeit ver⸗ 
ſchiedener Gemeinden gegen Ableiſtung der Frohndienſte , 
verbunden mit dem Umſtande, daß nach wie vor Auf⸗ 
wiegler das Land durchziehen und auf die Gemüther 
einzuwirken ſuchen — dieſe Umſtände, ſage ich, bewei⸗ 
ſen freilich, daß die Ruhe der Provinz noch nicht auf 
ganz feſter Baſis begründet iſt. Auch der Partelgän⸗ 
ger Dembowski, von dem man glaubte, er ſei bei Kra⸗ 
kau geblieben, ſoll noch immer verkleidet im Lande um⸗ 


die nach der Ernte zur Ausführung kommen ſollen. 
Dieſe Vorherſagungen gehören nun zwar, —— 
wohl mit Gewißheit annehmen darf, in das Berelch 
der Phantaſiegebilde; indeß dürften allerdings zur Ernte⸗ 
zeit, wo der Bauer, der ſich vor Kurzem noch durch 
die bekannten Ereigniſſe von jeder Oberhertlichkeit be⸗ 
freit ſah, die Frucht, ſtatt in die eigene Scheune, in 
die feines Grundherren einbringen fol, einzelne agrari⸗ 
ſche Erceffe nicht ausbleiben. — Am 10, d. wurden 
drei politiſche Gefangene — man ſagt von Wichtigkeit 
— eingebracht. Auch ein Prophet iſt zum Lügner ger 
worden und ſitzt ſeinen eigenen Prophezeiungen entge⸗ 
gen in einem der hieſigen Gefängniſſe. Im vergange⸗ 
nen Jahre nämlich machte ſich ein hübſcher junger 
Mann, angeblich ein Franzoſe, das Vergnügen den 
Propheten zu ſpielen. Er hatte hier Umgang mit Leu⸗ 
ten aus den höheren Ständen und prophezeite ins 
Blaue hinein, bis endlich die Polizer ſich ſeiner bemäch⸗ 
tigte. In ſeinem vorläufigen Gewahrſam ſagte er auch 
den Commiſſären Dinge vorher, daß man ihn als ver⸗ 
rückt in's Narrenhaus ſperren ließ. Hier trieb er durch 
Vermittelung der Wärter fein Spiel mad) wie vor, und 
manche reizende Dame verſchmähte nicht, den Prophe⸗ 
ten in ſeiner Narrenzelle mit einem Beſuche zu begiiiks 
ken. Als nach einiger Zeit die Sache in Vergeſſenheit 
gerieth, entließ man ihn. Vor Kurzem jedoch wurde 
er endlich als Emiſſär erkannt, verhaftet und nicht in 
eine Narren⸗, ſondern in eine politiſche Zelle verſetzt. 
Wie ſich aus den Verhören ergiebt, iſt er kein Kram“ 
zoſe, ſondern ein Pole. 


Frankreich. 2 

Paris, 22. Juli. — Der König hat am 20ſten 
die Forts von Iſſy, Vanves und Montrouge beſichtigt; 
dieſe Inſpection dauerte vier und eine halbe Stunde, 
nach deren Verlauf der rüſtige Greis nach Neuilly Jus 
rückkehrte, mit ſeiner Familie ſpeiſte, Abends zahlreiche 
Beſuche empfing und dann wie gewöhnlich bis Mitter“ 
nacht mit feinem Secretair arbeitete. Die extremen 
Parteien, die auf den Tod des Königs ſpekuliren, je 
nen noch lange warten zu ſollen. 


1 2 
Mit zwei Beilagen. 
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Es 


Erſte Beilage zu 


Einer von dem Parifer Handelsgerichte veröffentlich⸗ 
* Statiſtik zufolge war die Anzahl der Bankerotte 
8 Paris vom 1. Juli 1845 bis 1. Juli 1846 
36. Die Journale geben dieſe beträchtliche Zahl als 
einen Commentar zu der „ſteigenden Wohlfahrt“ der 
miniſteriellen Thronreden. — Die Verwaltung der Nord: 
f n hat durch einen Beſchluß vom Aten d. die Ver⸗ 
endung oder Mitnahme von Tauben auf der ganzen 
Bahn unterſagt. Ob ſie dies darf, wird ſich bald zei⸗ 
den, da zahlreiche Prozeſſe eingeleitet werden dürften. 
Herr v. Rothſchild ſah ſchon längere Zeit mit Mißver⸗ 
Mügen, daß er an der Börſe überflügelt werde und 
daß geſchickte Speculanten die Börſencourſe von Lon⸗ 
don und Amſterdam früher hatten als er. Dieſe Con⸗ 
currenz wurde ihm durch die Taubenpoſt gemacht, 
die täglich von Calais, Brüſſel und andern Punkten 
wichtige Nachrichten und die Courſe mit Tauben ab⸗ 
ſchickte. Die Tauben wurden dann von Paris auf 
der Nordbahn wieder nach Brüſſel, auf den Meſſage⸗ 
dien nach Calais expedirt. Dieſer gefährlichen Concur⸗ 
denz will nun Rothſchild durch fein Verbot ein Ende 
chen; allein wahrſcheinlich wird das Urtheil des er⸗ 
ſten beſten Friedensrichters das ganze Verbot über den 

aufen werfen. 
(A. Z.) Die laufenden Geſchäfte im Minifterium 
find alle auf die Seite gefegt, da ſich die einzelnen 

reauchefs ausſchließlich mit den bevorſtehenden Wah⸗ 
len beſchäftigen. Graf Duchatel erhält täglich Hun⸗ 
erte von Wahlberichten aus den Provinzen, in denen 
e meiſten Präfecten verſichern, daß ihnen ihre dies⸗ 
maligen Wahleinwirkungen ſehr ſauer gemacht werden. 
iſt nicht zu leugnen, daß gar viele der ſogenannten 
„Pritchardiſten“ einen harten Kampf zu beſtehen haben, 
um wiedererwählt zu werden, da die Bemühungen der 

ppoſition hauptſächlich darauf zielen, die National 

Kelfeit mit ins Spiel zu bringen. Der Miniſter des 
Innern verliert bei alle dem den Muth nicht, und hofft 

Mehrheit von 50 bis 60 Stimmen zu erlangen, 
zumal das Häuflein Legitimiſten immer ſtärker zuſam⸗ 
Möge. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß Guizet 

ach den Wahlen und den wenigen Kammerſitzungen, 
Me Gegenwart im nächſten Monat in Paris noth⸗ 


wendig machen, ein deutſches Bad beſuchen werde. 


Man verſichert, daß ihm die Aerzte Ems angerathen 
haben. 5 ’ ; 


. Grobritau nien. 
London, 21. Juli. — In einer dritten Auflage 
theilen die Abendblätter die kurzen unbedeutenden Wer: 
handlungen in der heutigen Sitzung des Oberhauſes 
mit. — Lord Brougham zeigte zum 24ſten d. den 
Antrag auf eine Reſolution an, welche beſtimmt iſt, 
dag minifterielle Zuckergeſetz, weil es dem Sclavenhandel 
Vorſchub leiſten würde, im Voraus zu verdammen. 
auf die Anfrage Lord Brougham's, ob die Regie⸗ 
offizielle Nachrichten über die Confiscation der 
Güter des Fürſten Czartoryski von Seiten der öfter: 
vichiſchen Regierung erhalten habe, begnügte ſich der 
arquis v. Lansdowne damit, ſein Bedauern über 
eſe Maßregel auszuſprechen, welche das Haupt eines 
Hauſes treffe, das ſich ſtets im Unglück durch ſeine 
Tugenden, im Glücke durch feine Lopalität ausgezeich⸗ 


net habe. 


Das Unterhaus hielt heute keine Sitzung, da ſich 
nur 26 Mitglieder eingefunden hatten. 

Aus der am öten d. M. publicirten Bilanz der 
Staatseinnahmen und Ausgaben ergiebt ſich, 
ki die Erſteren in dem mit dem 175 1 . 

gangenen Finanzjahre, einſchließli er chineſiſchen 
. Summe von 52,715,871 Pfd. St. 
augen und die Ausgaben um 2,820,000 Pfd. St. 
berſtiegen haben. Baar vorhanden waren in den 
Raffen der Schatzkammer am Sten d. M. 6,641,519 
PR. St. Die fundirte Schuld abforbiet für Verzin⸗ 
ung und Verwaltungskoſten 27,737,303 Pfd. St., 

nter befinden ſich aber für beinahe 4 Mill. Annui⸗ 

» die mit der Zeit erlöſchen. Die unfundirte 

a bedarf jetzt nur 424,656 Pfd. St. jährlich zu 
rer Verzinſung. i 


Portugal. 

das m Madrider Blättern vom 16. Juli zufolge iſt 
ernster onunciamento: der Stadt Coimbra ein ſehr 
Yen Ereigniß und bildet einen neuen Akt in der ge⸗ 
Dalmetigen portugief. Revolution. Bekanntlich hatte 
eine Aa, der ein conſtitutioneller Puritaner iſt, plötzlich 
Ordonnue Organiſation der Landesverwaltung durch 
Diſtriete "t vorgenommen, das ganze Land in große 
gierungs⸗Cngetheilt und in jeden derſelben einen Re⸗ 
abgeſchickt. amiſſair mit außerordentlichen Vollmachten 
baes beſtin Nach Coimbra war Herr Fonſeca Magel⸗ 
von Aae Kaum erhielt man in Coimbra hier⸗ 
auflöſte , als die Junta nach einer Proteſtation ſich 
„Vergeh und die Bevölkerung zu den Waffen griff. 

egedens verſuchte der indeſſen angekommene Magel⸗ 


der Regierungstruppen zu vertheidigen. 


J. 


die dort projectirte Leſehalle 
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% 174 der privilegirten Schleſiſchen Zeitung. un 


Mittwoch den 29. Juli 1846. 


hass die Gemüther zu beruhigen, die Erbitterung wurde 
immer größer, und der Regierungs⸗Commiſſair, mit dem 


* 


Tode bedroht, konnte ſich kaum mit Hülfe einiger Freunde 


in einer Verkleidung flüchten. Die Junta hat ſich 
hierauf wieder organiſirt und Coimbra für unabhängig 
von der Regierung erklärt; ſie verweigert jeder anderen 
Regierung als der in ihren Mauern Gehorſam, und 
die Lokalpreſſe greift das Miniſterium Palmella auf 
das Heftigſte an, nachweiſend, daß es ebenſo arbiträr 
und inconſtitutinnell handle, wie das Cabinet Cabral. 
Während die radicale Partei ſo in Coimbra und in 
einigen andern Städten der Provinz Minho trium⸗ 
phirt, dominiren die Migueliſten in Oporto und Algar⸗ 
bien, — Nach ſpäteren Nachrichten find in Coimbra 
die Häuſer mehrerer Perſonen von dem Volke ange⸗ 
griffen und demolirt worden, zahlreiche Haufen von 
Landleuten ſtrömten aus der ganzen Umgegend gewaff⸗ 
net herbei, um die Stadt gegen einen etwaigen Angriff 
Der Rector 
der Univerſität wurde von den Studenten gezwungen, 
ſeine Entlaſſung zu geben. Die Städte Santarem 
und Elvas haben das Beiſpiel Coimbras nachgeahmt. 


Italien. 


Rom, 16. Juli. (N. K.) Geſtern Abend nach 9 
uhr fand unter außerordentlichem Zudrang die feierliche 
Abführung der Leiche des Prinzen Heinrich von Preu⸗ 
ßen aus feiner im Korſo liegenden Wohnung nach dem 
preußiſchen Geſandtſchaftsgebäude auf dem Kapitole 
ftatt. Gegen 9 Uhr verſammelte man ſich in der Woh⸗ 
nung des Prinzen. Bald nach der Ankunft des Ge⸗ 
ſandten, Hrn. v. Uſedom, ſetzte ſich der Zug in Bewe⸗ 
gung. Eine doppelte Reihe von Fackelträgern eröffnete 
ihn, dann folgte eine Abtheilung Dragoner 
Kompagnien Grenadiere, welche der Governatore 
Stadt unaufgefordert dem Zuge beigegeben hatte. 
dieſe ſchloſſen ſich zunächſt der Wagen f 
des Prinzen und der von 6 Rappen gezogene Leichen⸗ 
wagen an. Dann folgte der Wagen des Geſandten 
und nach dieſem einige 20 Karroſſen mit den übrigen 
Theilnehmern des Zugs. Den Schluß bildete eine Ab⸗ 
theilung Kavallerie. Man zog vom Korſo aus über 
die Piazza di Venezia, ſodann über das Forum Tra⸗ 
jani, von da über das Campo vaccino und am Triumph⸗ 
bogen des Septimius Severus vorbei über das eigent⸗ 


liche Forum auf das Kapitol und nach „der neben der 


Wohnung des Geſandten befindlichen proteſtantiſchen 
Kirche. Hier waren außer dem hannoverſchen Ges 
ſandten Hrn. Käſtner bereits die Repräſentanten der 
fümmtlichen übrigen auswärtigen Geſandten nebſt ei 
Konfuln von Preußen verſammelt. Der 12 ee 
auf einen in der Mitte der Kirche r g be 
geſtellt und das Ganze ſchloß mit 1 75 urch > pro⸗ 
teſtantiſchen Geistlichen Thiel anseordneten, in Geſang 
und Rede beſtehenden kirchlichen Feierlichkeit. Der Sarg iſt 
ſpäterhin nach dem, ebenfalls auf dem Kapitol befindlichen 
Muſeum der archäologiſchen Geſellſchaft gebracht wor⸗ 
den und wird daſelbſt bis nach dem Eintreffen der kgl. 
Entſchließung über den Ort det Beiſetzung aufbewahrt. 


— —ͤ — — — — NDIS 


Miscellen. 
** Die „Grenzboten“ 


gleich die wichtigſten Nachrichten zu excerpiren, ſondern für alle Einwohner wi 


beſchäftigt fein, aus den einlaufenden Journalen alſo⸗ diger Erklärung, fruchtb 


der Eigenthümer des Inſtituts, Hr. G. Julius, hat 


außerdem noch eine ausgedehnte Correſpondenz eingeleitet, 
die aus den Hauptſtädten Europa's, ſo wie aus Berlin 
ſelbſt tagtäglich die wichtigsten Tages begebenheiten melden 
wird (Ohne Cenſür?), jo daß beim Eintritte in die 
Zeitungshalle der Leſer eine Maſſe von Nachrichten er⸗ 
hält, die erſt Tags darauf in den Journalen ſich vor⸗ 


finden können.“ — Uns will's ſcheinen, als ob wieder | fe 


etwas Berlinismus an dieſem Projecte Antheil hätte. 


willigung 


Elbing, 23. Juli. — Die Adreſſe an Sir Robert 
Peel wird wohl nicht abgeſchickt werden. Die Sache 
verhält ſich nach der heutigen Elbinger Zeitung wie folgt: 
Hr. Prince⸗Smith hat die Idee und den Entwurf zu 
dieſer Adreſſe, welche von einer andern Perſon ausge⸗ 
gangen waren, ſich angeeignet, um dieſelben, wie es ſich 
jetzt zeigt, in feinem Intereſſe auszubeuten, nämlich um 
ſeinen Namen dabei in den Zeitungen anbringen zu 
können. In Folge dieſes Verfahrens und auch deswegen 
weil eine Art von politiſcher Demonſtration der Adreſſe 
beigemengt wurde, haben ſowohl Derjenige, von dem die 
Idee dazu ausgegangen war, als auch die Chefs der 
te 1 „weide die Sache zuerft auffaßten 

ei betheiligen w änzli 
1 9 wollten, ſich ganzlich davon 

Aus dem Großherzogthum Poſen, 21. Jull. 
Noch hört man von Vielen die Meinung ausſprechen, 
daß Graf Raczynski noch lebe; allein die Leute, welche 
ihn noch vor Kurzem geſehen haben wollen, finden nich 
viel Gläubige. Es haben ſich vielmehr die Nachrichten 
über die, dieſem traurigen Eteigniß vorhergegangenen 
Vorfälle dahin feſtgeſtellt, daß die nothwendige Verän⸗ 
derung der Inſchrift in der Mieczislawer Capelle im 
Dom zu Poſen die Veranlaſſung geweſen, indem ſeine 
Ehre dadurch zu ſehr gekränkt worden. Dennoch be⸗ 
haupten Manche, daß aus mehreren anderen Verhält⸗ 
niſſen hervorgehe, wie er die Abſicht, ſich das Leben zu 
nehmen, nicht gehabt haben könne. Unter Anderem 
wird angeführt, daß er noch vierzehn Tage vor ſeinem 
Tode an den in Italien lebenden Geheimrath Neigebaur 
geſchrieben, um ihm ſein Manuſcript einer Geſchichte des 
Großherzogthums Warſchau zu überſenden, indem er 
jetzt vorhabe, daſſelbe herauszugeben, wozu es ihm der 


nebſt zwei [gedachte Verfaſſer früher zur Verfügung geſtellt hatte. 
der Diefer antwortete dem Grafen, daß er dem Depoſitar 

An | feiner Manuſeripte den Auftrag gegeben, ihm dieſes 

des Sekretärs Manuſcript zu überſenden. Es iſt aber nicht angekom⸗ 


men, wahrſcheinlich, weil der gedachte Depoſitar unter 
deß den Tod des Grafen erfahren hat. Für die früher 
gehabteAbſicht ſpricht dagegen, daß er ſchon 4 Wochen vorher 
in Berlin ſeinen Entſchluß gebeichtet, und er keine Ab⸗ 
ſolution erhalten, bis er verſprochen, ſich der einmal 
dazu beſtimmten Piſtolen nicht zu bedienen. Er hat 
Wort gehalten, nicht mit einem Piſtol, ſondern mit 
einer Kanone hat er ſeinen Zweck erreicht. (Voſſ. Z.) 


Paris, 22. Juli. — Das Vaudeville⸗Theater giebt 


in der nächſten Woche ein neues Stück: „Werther;“ 


es iſt dieſes, komiſch genug, eine bei den Haaren her⸗ 
beigezogene Fortſezung von Goethe's berühmter Roman, 
Werther hot ſich nicht erſchoſſen, ſondern Charlotten 
geheirathet, und das Stück foll nun zeigen, wie ein fo 
ercentriſcher Charakter ſich im Eheſtande benimmt. 
e erſchießt er ſich am Schluſſe zum zwei⸗ 
ten Male! 


Schleſiſcher 
Nouvellen - Courier. 


Breslauer Communal⸗ Angelegenheiten. 

Bresau, 27. Juli. (Waſſerleitung.) In einer früs 
heren Mittheilung hatten wir den Beſchluß der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung wiedergegeben, in welchem der 
Antrag geſtellt war, ſtatt der Sümpfe, Laufſtänder ein⸗ 
richten zu laſſen, welche unmittelbar auf die Waſſerlei⸗ 
tungsröhren geſetzt, von ſelbſt Waſſer ergießen. Die 
Baudeputation hat hierauf die Erklärung gegeben, daß 
gegen Errichtung der Laufſtänder nichts einzuwenden fei, 
doch jedenfalls neben diefen die Einrichtung der Süm⸗ 
pfe beibehalten werden wüſſe, weil bei einer möglichen 


Unterbrechung der Zuleitung durch die große Kunſt au⸗ 


n an Waſſer entſtehen würde, wenn 
nicht die Sümpfe ihren Vorrath lieferten. 
1 8 2 im Verlauf der 


ich gemacht, daß 
Debatte von mehren Seiten bemerk. ich 85 Bedürfniffe 


agiſtrat 


ichtigen Gegenſtand wollen wir 
päter wieder aufnehmen, un 
2 8 5 läßt, daß der . gründliche und 
umfaſſende Mittheilungen der Verſammlung vorlegen 


o eue Dämme, Deichverband.) Bei der Be⸗ 
von 1100 Rchlr. zur Fortfegung der Repa⸗ 
ratur der Morgenauer Dämme wurde der Antrag ge⸗ 

ut, durch den Magiſtrat die Morgenauer Inſaſſen 
auffordern zu laſſen, aus ihrer Mitte eine Deichkommiſ⸗ 


* 


fion, mit welcher wegen Unterhaltung der Dämme Ueber⸗ 
einkommen getroffen werden könnte, fo bald als thun⸗ 
lich zu ernennen. Es wurde behauptet, daß eine ſolche 
Commiſſton dieſe Baulichkeiten, deren raſche und tüch⸗ 
tige Ausführung zunächſt im Intereſſe jener Inſaſſen 
liege, aufs beſte betreiben würde, ſo fern man ſich be⸗ 
zeit erklärt, ein gewiſſes Pauſchqugntum aus der Käm⸗ 
mereikaſſe zu gewähren, mit welcher Anſicht ſich auch 
wohl der Magiffrat einverſtanden erklären dürfte. 
(Straßenverbreiterung.) Durch 1 I Kauf 
mann Heldſchen Hauſes, Junkern raße Nr. 24, bot 
ſich eine günſtige Gelegenheit die Straße zu verbreitern, 
indem ſich der Beſitzer des Hauſes bereitwillig erklärte, 
die Straße durch Zurückſezung des Hauſes zu verdrei⸗ 
tern, und zwar gegen Erſtattung der Koſten für die 
Aufmauerung der Souterrainmauer und der Mauer 
des erſten Stockes. Die Verſammlung bewilligte ſo⸗ 
gleich die dazu beantragten 248 Nepir, s 
Den Inquilinen des Hoſpitals zum heiligen Geiſt 
find 15 Sgr. wöchentliches Koſtgeld für ein Jahr vom 
J. Auguſt ab bewilligt worden. 5 
(Wahlen.) Der Sberſt⸗Lieutenant v. Hülſen iſt an 


Stelle des ausſcheidenden Stadtrathes Lübbert als un⸗ 


brſoldeter Stadtrath gewählt worden. 

Der Tuchmacher⸗Aelteſte Tſcheppe und der Laborant 
Käſtner wurden als Mitglieder der Armendirection, die 
Stadtveroreneten Müller und Felsmann zu Stellver⸗ 
tretern der Sparkaſſen⸗Curatoren gewählt. 5 


ur Tagesgeſchichte. 
Breslau, 28. Juli. — Wie wir vernehmen, 
hat das Kriegs miniſterium an die betreffenden königl. 
Behörden die Mittheilung gemacht, daß des Königs 
Majeſtät in Betreff der diesjährigen großen Uebungen 
des Iten und ten Armee⸗Coips zu beſtimmen geruht 
haben, daß bei jedem der beiden Armee⸗Corps die Zu⸗ 
ſammenziehung der Truppen ſich auf drei Tage (bei 
dem öten Armee⸗Corps den 23ſten, 24ſten, 25ſten; bei 
dem Eten Armee⸗Corps den 28ſten, 29ſten, 30. Sept.) 
beſchränken, und der erſte Tag zu einer großen Parade 
Rund darauf folgenden Corps⸗Uebung, der zweite und 
dritte Tag zu einem Feldmanövre beſtimmt fein: ſoll. — 
Was die am erſten Revue⸗Tage bei jedem Armee⸗Corps 
abzuhaltende Parade ꝛc. betrifft, fo geht die Allerhöchſte 
Intention dahin, daß das Armee: Corps zur großen 
Parade aufgeſtellt ſein und nach dem Vorbeimarſch 
ſich in der Rendez⸗vous⸗Stellung focmiren ſoll, um 
eine Corps⸗Uebung, zu welcher Se. Majeſtät ſelbſt die 
nähern Befehle geben werde, auszuführen. : 


Breslau, 27. Zul. — Indem wir in Bezug 
auf den geſtrigen Artikel über den Brand auf dem 
Grundſtücke zu den „drei Kirſchbäumen,“ Nr. 32 an der 
Schweidnitzer Straße, uns nachträglich die Bemerkung 
etlauben, daß Herr Schwiegerling von dem Flei⸗ 
le dn Koch im Verlaufe der Zeit zwar ein Mal 
eine Quantität Schwärmer zu ſeinem Gebrauche gekauft 
hat, dieſer aber vor der Entſtehung des Brandes keineswegs 
für jenen mit der Anfertigung von Feuerwerkskörpern über: 

haupt beſchäftigt geweſen ift, ſondern ſolche Gegenſtände 

ſchon längere Zeit für Jedermann gefertiget haben ſoll, 
haben wir leider auch die traurige Pflicht zugleich noch 
bemerken zu milffen, daß außer ihm, dem Buchbinder⸗ 
geſellen Schnall, feiner Mutter der verehl. Koch geb. 

Eitner, ſeiner Schwrſter der verw. Wundarzt Seidel 

und den zwei reſp. 10 u. 7 Jahre alten Kindern des 
. An, Weſſig Namens Minna und Marie, 

auch noch ſein Vater der Fleiſcher Koch, zwei 

Enkelkinder von dieſen, ein Knabe und ein Mädchen, und 

die neunjährige Tochter des Fleiſcher Bergmann zur 

Zeit der Exploſion in dem eine Stiege hoch nach hin⸗ 

ten gelegenen Zimmer befunden haben, das der junge 

Koch als Werkſtätte benutzte. Von allen dieſen Per⸗ 


Die eine Tochter des Weſſig, Namens Marie, während 
1 . Bieifcher Koch, die Minna Weſſig, die Ma⸗ 
55 den Trümmern der von der Erplofion geborſte⸗ 
e 1 75 und Zimmerwände 

ia n, da fie bis jetzt nirgends wieder zum 
Sate e ind. Der jüngere Koch und der 
Folgen det ee oſpital zu Allerheiligen an den 
inzwiſchen be reits ver en ſchweren Verletzungen 
nung vorhanden ice Die ben end an wen daf 
die Marie Weſſig einem gieſchen S deren Sohn und 
Münder beschädigt find üselame Mall zu entreißen. 
Hausbewohnern auch noch die Mutes de mungen 
Müller und einige andere, dem e eee 
ſpeziell bekannte Perſonen. i * 0 och nicht 


0 


Breslau. (Amtsbl.) Nachdem den eingegangenen 


Nachrichten zufolge im Königreich Polen, ſowie in Kra⸗ j 


kau und Galizien die Rinderpeſt feit längerer Zeit auf⸗ 
gehött hat, ſind die noch beſtehenden Verkehrsbeſchraͤn⸗ 
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kungen hinſſchtlich des Vieheinlaſſes nunmehr auch ge⸗, 
gen Polen, Galizien und Krakau aufgehoben worden 
und die Grenzſperre iſt beendigt. — Nach einem Er⸗ 
laß des königl. Miniſteriums des Innern vom 6. d. M. 
ſollen zahlungspflichtige Inſerate für das Amtsblatt 
mit 4 Sgr. pro Zeile berechnet werden. — Der Kauf⸗ 
mann P. J. Urban zu Trebnitz hat aufgehört, Agent 
der rheinpreußiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft zu 
ſein und iſt in derſelben Eigenſchaft für die Magde⸗ 
burger Feuerverſicherungs-Geſellſchaft beſtätigt worden. 
— Der unterm 31. Auguſt 1843 beſtätigte Kaufmann 
Eduard Groß zu Breslau hat aufgehört, Agent der 
Brandverſicherungs⸗Bank für Deutſchland in Leipzig zu 
fein und iſt heute der Kaufmann A. E. Winter das 
ſelbſt als Agent derſelben Bank für die Stadt Reichen⸗ 
bach, den Reichenbacher und Frankenſteiner Kreis be 
ſtätigt worden. 

Der Pfarrer Anton Thamm zu Rothſchloß iſt zum 
Schulen⸗Inſpektor des Nimptſcher Kreiſes; der Pfarrer 
Joſeph Polomsky zu Eckersdorf zum Erzprieſter und 
Schul⸗Inſpektor des Namslauer Kreiſes; der Pfarrer 
Joſeph Hübner in Cattern zum Erzprieſter des Archi⸗ 
presbyterſats St. Mauriz ernannt worden. — Bei 
dem Gymnaſio zu Hirſchberg ſind die Candidaten des 
höheren Schulamts Dr. Friedrich Auguſt Petermann 
und Dr. Gumal Mößler, erſterer zum dritten Ober⸗ 
lehrer, letzterer zum ordentlichen Lehrer ernannt. — 
Beſtätigt: in Ohlau der Buchdruckereibeſitzer und bis⸗ 
herige Stadtverordneten⸗Protokollführer Bial; in War⸗ 
tenberg der Bezirksvorſteher Sobeck als unbeſoldete Rath⸗ 
männer beide auf 6 Jahre. 

* mbrunn, 24. Juli. — Wenn auch 
110 Nen e das hieſige Bad und die umliegenden 


nicht allgemein hintreffe. Mit allen andern Früchten 
ſpricht man ſich ſehr zufrieden aus und man hofft da⸗ 
durch eine Ausgleichung zu finden, — Mit den Bau 
lichkeiten, namentlich Neubauten, geht es dieſes Jaht 
ſehr mäßig, weil Geldmangel vorherrſchend iſt. Es 
daher begreiflich, daß es nicht an Beſtänden von Bau⸗ 
materialien, wie ſonſt öfters, fehle. 


rung des Hrn. Rectors Kurts in Polniſch⸗War⸗ 


Widerlegung des dortigen Kaplans auf eine Correſpon⸗ 
denz aus Polniſch⸗Wartenberg vom 10, Jul, 
deren Einſender, beiläufig geſagt, Hr. Rector Kurts 


nur nachſtehendes aufnehmen: „Die Widerlegung ſucht 
eine von mir kürzlich herausgegebene Lokalgeſchichte 


ziehen. Der Kaplan nennt eine ſchriftſtelleriſche Lei⸗ 
ſtung Schreiberei, er nennt eine wahrheitſtrenge Gr 
ſchichtserklärung ein Libell, er ſpricht von Spott und 
Hohn des Katholizismus, wo ich nur Vorgänge ver 
gangener Jahrhunderte erzählen mußte u. ſ. w. Heißt 
Unparteilichkeit: ſo lange an der Thatſache drehen und 
ſchneiden, bis das für Den oder Jenen Unangenehme 
weggeſchafft iſt? Bin ich unfriedlich und lieblos, wei 
ich von Unfrieden und Liebloſigkeit berichten mußte! 
Soll der Geſchichtſchreiber von Thaten zu ſprechen ſich 
ſcheuen, die zu begehen man ſich nicht ſcheute? und — 


haßten, oder tritt nicht eben hierin die Geſchichte war⸗ 


iſt, mögen Andre beurtheilen. Proben aber kann ich 


Naturſchöndeiten minder befucht find als dies in den] Ausführlichkeit vielleicht gekränkt hätte. Ich habe mil 
vorhergegangenen Jahren der Fall geweſen, fo iſt doch] meiner Lokalgeſchichte die Wißbegier nach der hieſigen 


die Zahl der Gäſte bereits auf 1003 geſtiegen, und der 
hier obwaltende Ton zeugt von einem ſo guten Ver⸗ 
nehmen der Gäſte unter ſich und mit der Einwohner⸗ 
ſchaft, daß wir auch ſolchem Takt der Geſelligkeit einen 
Einfluß auf die Wiederkehr unſerer Geſundheit beizu⸗ 
meſſen Urſache nehmen. Die Lodeſche Opern⸗ und 
Schauſpiel⸗Geſellſchaft, welche ſaſt täglich Vorstellungen 
giebt, hat durch Gaſtſpiel des königl. ſächſiſchen Kammer⸗ 
fänger Herrn Bielcziezki und der Madame Kohl⸗ 
mann einige günftige Necenfionen hervorgerufen; heute 
hatten wir eine. Matinde ae ene ee aus 

„welche zwar ſehr gefallen hat, indeß des Erfolges 
Be Ba A, geſtern Müfegehubte le ie 
im Gebiete der Improviſatton, welche unſer 
Alexander Herrmann, unterſtützt durch den ſehr 
wackern Batitoniſten Rafael vom Stadttheater zu 
Bremen, lein Sohn unſcres alten Baſſiſten Rafael) 
gegeben hatte. Der Saal der Galerie faßte kaum das 
Auditorium, welches ſich theils aus dem bekannten 
Rufe des Improviſator Hermann, theils auf Ver⸗ 
anlaſſung des Beifpieis des hohen Grundherren, Sr. 
Excellenz des Herrn Grafen von Schafgo 9150 ein⸗ 
gefunden hatte. Schon die erſte von Herrn Rafael 


jete: „der Wanderer von 
Säere wur 16, dit ee Be 
r fich bei der zweiten Piece? „Im f 
Se enen Eapreiin en“ noch fteigerte. Mit 
vielem Glück uͤberwand Herr Herrmann die Schwierig⸗ 
keiten, die ihm durch das Zurufen on ſehr bes 
deutungsvoller Endreime gemacht wu 3 er 
zeigte, daß er die Abſicht wohl 4 An tandpunkt 
jedoch immer im Auge habe. ue deere iſt es unſere 
Meinung, daß Herrmann gerade in ieſem Genre Vor⸗ 
zuͤgliches leiſtet, indem er die augenſcheinlichſten Klippen 
mit einer Leichtigkeit uberſpringt, die den Zuhörer in 
Erſtaunen ſetzt. Eben ſo gelungen war nächſt dem 
Akroſtichon, zu welchem die Namen „Joſephine Praſſel⸗ 
wams“ gegeben wurden, die freie Improviſation über 
das Thema: „der aus ſeinem Vaterlande verbannte 
Dichter“. — Das deklamatoriſche Intermezzo eines 
Kurgaſtes erfreute ſich ebenfalls der freundlichſten Auf⸗ 
nahme. — Kommenden Sonntag haben wir das Ver⸗ 
nügen, Herrn Herrmann noch einmal du Kae = 
Der heute in Hirſchberg durch Herrn Prediger Ronge 
in der dafigen evangeliſchen Kirche abgehaltene chriſtka⸗ 
tholiſche Gottesdienſt hatte eine große Anzahl unſerer 
Kurgäſte dahin gelockt. Die Kirche war ſehr gefüllt, 
und die kräftige warme Rede des für fein Werk bi: 
geifterten Reformators erkräftigte die kleine Gemeinde 
und fand ein Echo in dem Herzen Vieler, die ihn bis 
jetzt noch nicht gehört. Am Abend wurde ihm von 


„ > tändchen gebracht. 
der hieſigen Bademuſik ein S Guillaume. 


Vorzeit befriedigen und da nützen wollen, wo die Ge⸗ 
ſchichte lehren und aufmuntern kann. 
ſige Kaplan dieſe Zwecke erreicht finden oder nicht — 
ein Libell, d. h. ein Pasquill durfte er das Büchlein 
nicht nennen, wenn ihm wiſſenſchaftliche Art und Weiſe 
werth war. 
zeichnet, welche Thatſachen erdichtet oder entſtellt, um 
zu kränken, fo fordere ich nun den hieſigen Kaplan auf 
mir Erdichtungen oder Entſtellungen in meinem B 


voller finden, als oberflächliches Schmähen. 
ee eee Der Rektor Kurts.“ 


Be 


— 


T beat e r. 

Am Montage machte Fräulein Louiſe von Hagn 
ihren zweiten theatraliſchen Verſuch als Polixena in 
dem Paradeſtücck: „Kunſt und Natur“ — Die Polixena 
verlangt eine ſehr junge Schauſpielerin, welche der Na⸗ 
türlichkeit noch nicht baar iſt. Datum kein Wunder, 
daß die Anfängerin gefiel und am Schluſſe mit Herrn 
Wohlbrück, der als Agamemnon Pünktlich einen aus 
gezeichneten Humor entwickelte, gerufen wurde. Das 
Enſemble konnte man ſich gefallen laſſen. Es fällt 
gar nicht mehr auf, daß unſere Regie Namen, die etwas 
anders klingen wie Kunz und Hans, unrichtig aus⸗ 
ſprechen läßt. Der Name Polixena wurde daher mit 
anerkennungswerther Conſequenz 
Silbe recht tüchtig gedehnt. 


* 
1 
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no Handelsbericht. 
reslan, 25. Juli. — Die fortdauernd ſchwache Zufuhr 
hat die Preiſe aller Getreideſorten auch in dieſer Woche hoch 
erhalten, von Roggen aber ganz beſonders höher geftcl 
da die Bestände von alter Waare hier faſt gänzlich geräumt 
‚find, und über die neue Ernte vielſach geklagt wird, daß der 
e ſehr — * un 8 
„Von neuem gelben Weizen zeigten ſich bereits kleine Par⸗ 
tieen am Mankte, deren Aualicck 45 ſchön iſt, und Genie 
ligte wan dafür 78 a 80 ‚ für alten gelben nach Be 
eg 78 Sgr., für dergleichen weißen. 55 a 80 
Liter Noggen bedang willig 63 a 72 
74 Sgr. . Schffl. 8 9 a 72 Sgr., neuer 70 


Gerſte bleibt 7 8 alte holte 48 & 55 Sgr., neue 50 


à 53 Sgr. pr. S 


Hafer, alte Waare, mit 38 „42 Sgr., neue mit 20 U N 
Sgr. pr. Schffl. bezahlt. en 7 
Eebſen bei Kleinigkeiten mit 65 a 68 Sgr. pr. Schfl. bezahlt · 


Anfuhr unſere Oelmüller veranlaßt höhere Preiſe anzulegen, 
Für Loco⸗Waare > man willi 00 8 63 % S fue 
Auguſt⸗vieferung bis 65 Sgr. pr. Schffl. N a 
. Winters Hübfen bei kleinen Pöftchen mit 56 a 50 Sgr. 
pr. Schffl. bezahlt. r 2 
„Das Geſchäft in weißer Kleeſaat war nicht von Br 
deutung, da die auswärtigen Berichte keine Veranlaſſung bie“ 
ten, auf die hohen Forderungen der Producenten einzugehen. 
Seine Sant fand za II u 11%, Mel, abfallende Sorten zu 
% à 10% Mil. bei kleinen Partieen einzelne Nehmer. 
Für rohes Rüböl pr. Herbſt zeigte ſich einige Beast: 
und hat man für ein paar Partieen bis 9% Nil. Baar et 
den, wozu noch fernere Abgaben bleiben. Loco⸗Waate finde 
wenlg Beachtung und würde zu 9 ½ Mtl. käuflich ſein. 


— ——— 


Patſchkau, 26. Juli. — Die Ackerbeſitzer ſind 
ſtark e der Feldfrüchte beſchäſtigt, wobei 
auch viele Hände helfen und in Verdienſt kommen. 
Die Roggenfrucht fällt leider auch in hieſiger Gegend 
etwas ſpärlicher aus, als man glaubte, und es wirkt 
eder Zeitungs⸗ oder fonft auswärtige Bericht wohlthuend 


auf die Menschen, in welchem es heißt, daß beim n Sbirktus iR eoco die auf 10 zn vr 60 Dir n 
Ann „ x in ’ Ib, 
Roggen der durch Wucherkniffe weltverbreitete Ausfau be be g h dis rn ee 


* Bon einer vorige Woche eingegangenen Erwidt? 


tenberg auf die in Nr. 165 unſ. Ztg. enthaltene 


nicht iſt, können wir des beſchränkten Raumes wegen 


Wartenbergs mit wenig urbaner Art in den Streit zu 


müſſen wir uns anfeinden, weil die Vorfahren ſich 
nend auf?! Ob die Art meiner Darſtellung gehäſſig 
geben, daß ich gern verſchwiegen habe, wo eine mehrer! 
Mag der hie- 


Schließlich: da Libell eine Schrift bt? 


nachzuweiſen, und ich hoffe, er wird dies Gefchäft ehren 


in ſeiner vorletzten 


Winter⸗Naps blieb in guter Frage, und hat die kleine 


100 faltig überzogenen, und mit Eiſendraht an einer 


rothen 


Breslauer Getreideprelſe von 28. Jul. 
. 375 Beſte Sorte: Mittteſorte: Geringe Sorte 


„80. Sgr. 68 Sar 52 Sgr. 
Setzen, gelber + 78 " 65 70 48 [7 
dann, EEE, 
ie si ͤͤ˙ u Mae, 
De Wan 
aps A J FE RT a 


Pe gr le. 
resiau, W. Juli. 
Sber cle Lad. A. 4% b. G. 100 % Br. Prior. 100 Br. 
00 Au. I;. 4% b. C. 100 Br. 
Gkeskau⸗Schweidnis Freiburger 4% abgeſt. 99%, bez. u. Br. 
9 dito dito dito Prior. 100 Be. 
lcberſchl. Märk. p G. 93%, Br. 
“Rheinische (Göln.-Winden) Zuſ.⸗Sch p. C 
IIpeimsbahn (Coſel⸗Oderberg) p. G. 87 Br 
Sigi. (Dresb.⸗Gorl.) Zuſ,⸗Sch. p. C. 100 ½ Br. 
Saal Je Sch, p. C. 75 Br. 
Aratau Obsrſcheſ. Zuſ., Sd, p. G. 81 etw. bez. 
Caſſet⸗Lippſtadt Juſ.⸗Sch. p. C. 91% — J bez. 
Friedrics Wilg.⸗Nordbahn Zu⸗Sch. 1.6. 82 ½ u. ½ bez. u. Gld. 


94% bez. u. Gld. 


— — 


Aus dem Berliner Borſen «Bericht 
vom 25. Juli. 

Unbegreiflicher Weiſe hat das neue Bankgeſetz nicht ſolche 

iekung hervorgebracht, als man ſich bei dem Börſen⸗Publi⸗ 
um verſprach, und es haben ſeitdem faſt ſämmtliche Eiſen⸗ 
ahn Effecten eine rückgängige Richtung genommen, na: 
mentlich waren fie am Sonnakend, 
rungen von Wien zugeſellten, ziemlich angetragen, und es 
ellten ſich die Courſe wie folgt: 


Thldalt darin von ziemlichem umfange. 
liger 100 


en von 84 ½ bi, 82%, zutück. Stargard⸗Poſener 92 ¼ Br. 
Thüringer 9 — ie von 96 % bis 94%, welcher Ccucs 


dafür 


1109½ 5 
dan enſtadter 113 bez. Niederſchleſiſche 94 bez. u. Br. Pots⸗ 


In der Beilage zu No. 173 der ſchleſiſchen Zeitung 
e unter dem Artikel „Tagesgeſchichte“ erzählt, daß 
Bon Zündholzfabrikanten dem Kärrner verdorbene 

ündholzer übergeben worden ſeien. Wir erklären hier: 
mit, daß ſolches ohne unſer Wiſſen und gegen unſere 
zusdrückliche, Beſtimmung, nach welcher beſagte Waare 
durch Waſſer vernichtet werden ſollte, durch eigenmäch⸗ 
Üges Handeln einer dienenden Perſon veranlaßt wor: 

en iſt. 
Schöneck und Albert, Schmiedebrücke Nr. 9. 


Bekanntmachung. 
Mit Bezugnahme auf die Seitens des Königl. Po⸗ 
Geis präfipii und unferer in den hieſigen Zeitungen er: 
aſſene Bekanntmachung vom 19. Mätz c. bringen wit 
en hieſigen Hauseigenthümern und Miethern in Erinne⸗ 
ung: daß, da ſich zur baldigen Dämpfung eines aus⸗ 
kechenden Feuers die ſogenannten Löſchwiſche, welche 


dus einem gewöhnlichen, breit gebundenen, mit Pad 


12 cheinländiſche Fuß langen Stange befeſtigten Rei: 
Ügbefen beftehen, der in Waſſer getaucht wird, vorzüg⸗ 
bewährt haben, dieſe Löſchwiſche unter die von je⸗ 
em Hausbeſitzer zu haltenden Loſchgerätye mit aufge⸗ 
Mmen worden find. Wir fordern demnach ſämmr⸗ 
liche hieſige Hauseigenthümer in ihrem eigenen und im 
Autereſſe der übrigen Einwohner hiermit wiederholt zur 
daſchaffung wenigſtens Eines dieſer Löſchwiſche für je⸗ 
Ne Haus auf und bemerken dabei zugleich: daß bei 
105 nächſten Reviſton der Feuerſtätten mit darauf ge⸗ 
en werden wird: ob dieſer Aufforderung genügt wor⸗ 
r iſt. Auch erinnern wir noch daran, daß zur För⸗ 
ng der Sache der Kaufmann Herr Joſeph Hoff⸗ 
Saunen; Nicolaiſtraße No. 9 wohnhaft, und Herr 
0 mann Callenberg, am Ringe No. 14 wohnend, 
ſchwiſche für den Preis von 10 Sgr. pro Stück ab⸗ 
g - hr 
Breslau den 20: Jull 1846. 
er Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 


et en. 
due, 28. Juli. — Se. Majeftät der König 
Der, Alergnädigft geruht, dem Superintendenten 
wer zu Güttland, im Danziger Werder, den 
dem dier⸗Orden dritter Kaffe mit der Schleife; 
Adler⸗Orz Director Lackmann zu Konitz den rothen 
Secretair dritter Klaſſe; dem Kammergerichts⸗Kanzlei⸗ 
und Bei Dames, ſo wie den Gensd' armen Rach 
algemeine i der öten Gensd'armezie⸗Brigade das 
ranz Z, Ehrenzeichen; desgleichen dem Kaufmann 
nd Zachari 
kedaille am 5 


—o 


Nachricht 


— — —— 


as Wortmann in Berlin die Rettungs⸗ 
ande zu verleihen. 
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Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, 
dem Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Rathe und Eurator 
der Univerfität‘ Bonn, o. Bethmann⸗Hollweg, die 
Anlegung des ihm verliehenen Commandeur⸗Kreuzes 
des königl. würtembergſchen Kronen⸗Ordens, ſo wie dem 
Geheimen Medizinal⸗Rathe und Profeſſor Ir. Jüng⸗ 
ken in Berlin die Anlegung des herzogl. fachfen = erne⸗ 
ſtiniſchen Hausordens zu geſtatten. 

Ihre Majeftät die Königin haben den Seifen⸗Fabri⸗ 
kanten Heinrich Dehmel zu Quaritz zu Allerhöchſt⸗ 
ihrem Hof⸗Lieferanten zu ernennen geruht. > 

Se, Excellenz der Geheime Staats: und Juſtizmini⸗ 
ſter Uhden iſt nach Mariendad abgereiſt. 


Berlin, 27. Juli. — Von dem Grafen Ra 


ezynski, welcher im vorigen Jahre in Poſen ſeinem 


Leben mit einer Kanonenkugel ein Ziel ſetzte, wird nun 
bekannt, daß derſelbe hier 4 Wochen vor ſeinem Selbſt⸗ 
morde ſeinen Entſchluß gebeichtet hat und nur Abſolu⸗ 
tion erhielt, als er verfprach, ſich nicht der dazu bereits 
beſtimmten Piftole zu bedienen, welcher Zuſage er auch 
treu geblieben iſt. — Es iſt nicht unwichtig zu bemerken, 
daß diejenigen, welche den Proteſt vom 18. Auguſt 
vorigen Jahres unterzeichnet, fo wie die Mitglie⸗ 
der des Magiſtrats, der die bekannte Eingabe unter 
dem 22. Auguſt v. J. an den allerhöchſten Ort ge⸗ 
langen ließ, ſeit dieſer Zeit ihr Ziel keineswegs aus 
den Augen verloren haben; ſie haben in der Stille treu 
und feſt zuſammengehalten, und ſie dürften am Ende 
d. J. ein Lebenszeichen von ſich geben, was ſehr Vielen 
höchſt erfreulich fein möchte. Wie man höhern Orts 
immer meht dem Fortſchritte huldigt, zeigt wieder der 
Fall, daß jüngſt unſer Kuttusminifter Hr. Eichhorn 
den Profeſſor Tweſten in der Synode in feinem gar 
großen Glaubenseifer unterbrach und das Wort einem 
andern Redner gab. Hr. Prof. Tweſten war darüber 
ſo betroffen, daß er nachher nicht mehr das Wort 
nahm. Dies geſchah bei den Verhandlungen 
der Symbolfrage. — Dem Vernehmen nach, wird die 
Landesſynode nach vollendeten Berathungen mit einem 
Abschiede, ähnlich dem für die Provinzial⸗Landtage, ent⸗ 
laſſen werden. — Die anhaltende Geldkriſis wirkt ſehr 
ſterend auf die Geſchäfte und entmuthigt das handel: 
treibende Publikum, 5 
(A. 3.) Eine ähnliche Spaltung in den Freimaurer⸗ 
Logen wie die kürzlich in Frankfurt a, M. vorgekom⸗ 
mene, wo die myſtiſche Loge „Karl zum aufgehenden 
Lichte“ ſich von der dortigen Mutterloge getrennt, um 
ſich der ein gleiches Ritual mit ihr anerkennenden großen 


Landesloge von Preußen anzuſchließen, ſoll jetzt auch 


hier bevorſtehen, indem die von England reſſortirende 
Loge „Royal Vork“ entſchloſſen fein, dem von ihrer 
Mutterloge gegebenen Impuls zu folgen und die von 
der großen Landesloge (zu den drei Weltkugeln) und 
ihren Töchtern ausgeſchloſſenen jüdiſchen Maurer aus 
England ſowohl als aus andern Ländern zugelaffen, 
Auch wird aus Mecklenburg geſchrieben, daß ein dor⸗ 
tiger Gutsbeſitzer, Baron G., der nicht ſelbſt Maurer, 
aber in den Beſitz wichtiger maureriſcher Actenſtücke 


gelangt iſt, im Begriff ſteht, dieſe der Oeffentlichkeit 


zu übergeben, was zu vielfachen Verhandlungen mit 
unſerer großen Landesloge Anlaß gegeben, ohne daß es 
jedoch bisher zu einer Vereinigung gekommen fein ſoll. 


Erfurt, 23. Jul. — Geftern Abend halb 10 Uhr 
trafen der König und die Königin unter dem lauten 
Jubelruf der zahlreich verſammelten Bewohner in unſe⸗ 
rer Stadt ein. Heut Morgen nach 8 Uhr ſetzten Ihre 
Majeſtäten, begleitet von den heißen Segenswünſchen 
der hieſigen Einwohner, ihre Reiſe zunächſt nach Bad 
Liebenſtein fort. 0. el 
Vom hein, 21. Jul. (A. 3.) Von Sat 
Frankreichs ſind in der neueſten Zeit wieder einmal Ver⸗ 
ſuche gemacht worden mit dem Zollverein bezüglich mehr⸗ 
facher Handelserleichterungen einen Vertrag abzuſchließen. 
Die Eröffnungen welche zu dieſem Behuf von der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung gemacht wurden, ſollen ſich beim 


Berliner Cabinet einer ganz günſtigen Aufnahme zu er⸗ 


freuen gehabt haben. Ob indeflen der Zollconferenz von 
dem Anſinnen Frankreichs Mittheilung gemacht wurde, 
darüber verlautet bis jetzt nichts. J 


Dresden, 22. Juli. (Fr. J.) Mehrere hieſige 
Altlutheraner hatten den hieſigen deutſchkatholiſchen Pfar⸗ 
rer wegen einer Predigt denuncirt, worauf derſelbe die 
betreffende Predigt in Nr. 38 der „Leſehalle“ abdrucken 
ließ und ſie bei dem Cultus miniſterium einreichte. Jetzt 
it nun dem Pfarrer folgendes Schreiben zugegangen: 
„An Herrn Dr. phil. Eduin Bauer. Wegen der 
vor Ew. Wohlgeboren am Sonntage Jubilate in der 
Waiſenhauskirche gehaltenen Predigt hat Ein Hohes 

iniſterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts, 
nachdem Demſelben das Reſultat der diesfalls von uns 
angeſtellten Erörterungen mittelſt Berichts angezeigt 
worden, für angeſſen gehalten, daß Sie, ſowie die gls 


ſolche ſich geritenden Vorſteher des hieſigen deutſchka⸗ 


tholiſchen Vereins, durch die unterzeichnete Kirchen⸗In⸗ 
ſpection bedeutet werden, wie man zuverläſſig erwarte, 
daß Sie derartiger, die proteſtantiſche Kirche verletzender 
Ausfälle in Ihren Lehrvorträgen für die Zukunft ſich 


— 


enthalten, widrigenfals man den Diſſidenten den Ge⸗ 
brauch der ihnen interimiſtiſch eingeräumten Waiſenhaus⸗ 
kirche wieder zu entziehen oder wenigſtens Ihnen die 
fernere Leitung des Gottesdienſtes in gedachter Kirche zu 
unterſagen ſich genöthigt ſehen werde. Zu Befolgung 
der vom Hohen Miniſterium des Cultus und öffent: 
lichen Unterrichts deshalb an uns ergangenen Verord⸗ 
nung müſſen wir Sie daher in der nurgedachten Maſſe 
hiermit bedeuten. Dresden, am 17. Juli 1846. 
Die Kirchen⸗Inſpection zu Dresden. Dr. Heymann, 
S. Der Rath zu Dresden: Hübler, Bürgermeiſter.“ 
— Bon wem die Unterſuchung, ob die Predigt wirk⸗ 
lich verletzende Ausfälle gegen die proteſtantiſche Kirche 
enthalte, geführt worden, ift eben fo wenig geſagt, wie 
angedeutet, ob man dabei den Abdruck des Conceptes 
oder den entſtellten Bericht der Delatoren zum Grunde 
gelest habe. Es iſt übrigens ſchlimm genug, wenn die 
Predigt des reinen und vernünftigen Chriſtenthums 
eine chriſtliche Kirche verletzen kann! 


Dresden, 23. Juli. (Magdeb. 3. ie ſe r 
Geiſt, welcher den in der Pinoeität 7 Bei 4 5 
Theil der Kammer beſeelte, in das Volk eingedrungen, 
davon zeugt 3. B. der Umſtand, daß die Stadt Hain, 
zum Wahlbezirke des zu den entſchiedenſten Liberalen 
zu rechnenden Dr. Schaffrath gehörig, eine Stadt, 
deren Wähler früher gegen Schaffrath waren, well er 
ihren Candidaten ausſtach, in einer von der Majorität 
der ſtimmberechtigten Bürgerſchaft unterzeichneten Adreſſe 
an Dr. e ihm ihren Beifall zu erkennen 
gegeben hat. Die Adreſſe lautet: „Mit warmer Theil⸗ 
nahme haben wir Unterzeichneten die Verhandlungen 
des jetzt beendigten Landtags verfolgt und, wenn die 
Reſultate auch hinter unſern Wünſchen und Hoffnun⸗ 
gen zurückgeblieben, die Beſtrebungen und den Eifer 
fo vieler ehrenhaften Volksvertreter mit dankbarer Freude 
anerkannt. Vor Mit: und Nachwelt, vor dem 
Richterſtuhle des Volks die heiligſten Intereſſen deſſel⸗ 
ben zu vertreten, iſt eine Aufgabe, deren ſchwierlge Lö⸗ 
fung theils in dem Bewußtſein treu erfüllter Berufs⸗ 
pflicht, theils in dem dankerfüllten Herzen der Vertre⸗ 
tenen ihren Lohn findet. Nehmen Sie daher mit un⸗ 
ſerm Danke auch die Verſicherung, daß wir Ihren An⸗ 
ſichten und Beſtrebungen für Licht, Wahrheit und Recht, 
als unſern eignen, fernerhin vertrauen werden und daß 
wir in unſerm Vertrauen nicht wankend werden können. 
Der Himmel erhalte Ihnen die volle Kraft Ihres 
Wirkens.“ (Folgen die Unterſchriften.) 


Chemnitz, 24. Juli. — Von dem Directorium 
der Chemnitz⸗Rieſaer Eiſenbahngeſellſchaft iſt der Redac⸗ 
tion det Leipz. Z. folgende Mittheilung zugegangen: 
„Geſtern Morgen find zwei Pfeiler des im Bau ber 
griffenen Viaductes bei Ottendorf, welcher im Accord 
ausgeführt wird, eingeſtürzt. Die Urfachen dieſes Un⸗ 
falles, bei welchem glücklicherweiſe kein Arbeiter verun⸗ 
glückte, ſind noch nicht ermittelt, jedenfalls wird aber 
nach den vorliegenden Verhältniſſen die Eröffnung der 
Bahn dadurch nicht verzögert.“ 


Braunſchweig, 23. Juli. 
brecheriſche Umtriebe verbreiten ſeit einigen Tagen ernſt⸗ 
liche Beſorgniſſe unter uns. Es entſtanden in kurzen 
Zwiſchenräumen einige Male Feuersbrünſte, die jedoch 
bald gelöſcht wurden, und mit Ausnahme der Einäſche⸗ 
rung eines Gebäudes, keinen ſonderlichen Schaden ver⸗ 
urſachten. Daß die Veranlaſſung dieſer Unglücksfälle 
nicht in Zufälligkeiten oder Fahrläſſigkeit, ſondern in 
böswilligen Unternehmungen zu ſuchen war, ergab ſich 
daraus, daß bald nachher abermals in den bedrohten 
Lokalitäten Feuer aus brach. Seitdem durchkreuzen ſich 
allerhand ſeltſame, zum Theil beſtätigte Gerüchte von 
ausgeſchriebenen Branddrohungen, Einſchüchterungen der 
Nachtwächter u. ſ. w. Gleichzeitig entſtanden auch 
einige Brände, deren Urſprung weniger verbrecheri⸗ 
ſchen Abſichten als andern Veranlaſſungen zugeſchrie⸗ 
ben werden kann. In Folge dieſes Zuſammen⸗ 
treffens beunruhigender Umſtände iſt man ſehr allar⸗ 
mitt; die ſtädtiſchen Nachtwachen find vermehrt, mehre 
Einwohner haben Wachen im Hauſe, und eine große 
Anzahl Privatnach twächter beaufſichtigt Nachts die 
Straßen. Ueberdem ſind mehre und verſtärkte Mili⸗ 
tair⸗Patrouillen ſelbſt von der Cavallerie angeordnet, 
wie geſagt wird, ſcharfe Patronen ausgetheilt, und an⸗ 
dere Vorkehrungen getroffen, ſo daß zugleſch die Aengſt⸗ 
lichkeit der Furchtſamen durch Schreckbilder einer hof⸗ 
fentlich nicht vorhandenen Gefahr u und der 
Stadt zur Nachtzeit eine ungewöhnliche chaftigkeit 
gegeben wird. Vage Gerüchte polltiſcher Ereigniſſe, 
die übrigens allen Grundes ermangeln dürften, kom⸗ 
men hinzu und veranlaſſen eine unbehagliche Stim⸗ 
mung, fo daß ſchwache Geiſter ar der nächſten Zukunft ? 
beängftigende Ahnungen empfinden wollen. 


Karlsruhe, 22. Juli. 


(Magd. Z.) Ver⸗ 


3 (Mannh. 3.) Schluß der 
Berathung der 1. Kammer unſerer Stände über die 
Motion des Seh. v. Andlaw, die Rechtsverhältniſſe 
der Katholiken betreffend: Regierungskommiſſair gehei⸗ 
mer Referendar v. Stengel anerkennt zwar die Reinheit 
der Abſichten, welche der Redner mit ſeinem Vortrage 
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eine beſſere Stimmung einzutreten. Um 2 Uhr aber 
erfolgte plötzlich eine abermalige Baiſſe in dieſen Effec⸗ 
ten, veranlaßt durch ein Weichen in Nordbahnactien, 
die auf 690 fielen und zu 697. 50 ſchloſſen. 

Die Gazette de Flandre et d’Artois meldet als 
Gerücht, daß ein ſehr ernſter Unfall auf der Eiſenbahn 
von Roubaix in der Gegend des langen Viaducts von 
Wasquehal ſtattgefunden habe. 

Die Blätter enthalten nicht das mindeſte Neue; die 


verfolge, 
Wahlbewegung nimmt die öffentliche Aufmerkſamk 


zu dieſer Beſchwerdeführung beſtimmt worden zu ſein 
ſcheine, nachdem doch ſo bedeutende Summen für das 
Erzbisthum verwilligt, nur zum Vortheil der Kirche 
ſelbſt Sachverſtändige in den Sberkirchenrath aufgenom⸗ 
men, und die Regierung bei der Einrichtung des Ober⸗ 
ſtudienrathes und der Oberſchulkonferenz zur Erfüllung 
der heiligen Pflicht der Unterrichtung, welche dem Staat 
und der Kirche obliege, mit der . 5 Hand 
gehen zu müſſen geglaubt habe; nachdem die Regierung 
Bullen gefordert und von ihr ver⸗ 
ſei — 1 Eee 8 
N ihr nicht zugeſagt worden * geleiſtet habe. 
1 5 e Frhrn. von Rinck und General⸗ 
lſeutenant von Laſollaye Unterſtützung, wird aber von 
geh. Rath Klüber und Jolly, ſowie Staatsrath Wolff 
in verſchiedener Beziehung bekämpft. Von dem Fehrn. 
v. Geler d. ä. war zuvor bemerklich gemacht worden, 
daß ſich die hohe Kammer vor Allem über die Art der 
ferneren Behandlung der Motion entſcheiden ſollte, 
worauf der Fürſt zu Fürſtenberg, obwohl im Uebrigen 
in Ucbereinſtimmung mit der Motion, den Antrag ges 
ſtebt halte, dieſelbe nicht zum Gegenſtand weiterer Ver: 
handlungen zu machen, da die Bewegung der fetzigen 
Zeit hiervon abrathe. Dieſer Antrag, von verſchiedenen 
eiten unterſtützt, wird von der hohen Kammer ange⸗ 
nommen und beſchloſſen, daß der Antrag des Motions⸗ 
ſtellers vertagt werden ſoll. In Betreff des Kommiſ⸗ 
ſionsberichts des geh. Rath Vogel, die Adreſſe der zwei⸗ 
ten Kammer wegen Einführung eines für ſämmtliche 
deutſche Vereinsſtaaten gültigen allgemeinen Handels⸗ 
und Wechſelrechts betreffend, beſchloß die hohe Kammer 
der Adreſſe mit der Bitte: „die Einleitung treffen zu wollen, 
daß durch Vereinbarung eine gemeinfame Handels- oder 
wenigſtens Wechſelgeſetzgebung für alle deutſchen, oder 
doch für die Staaten des Zollvereins bearbeitet werde,“ 
beizutreten. . 


oder doch die Spalten der Journale, ausſchließlich in 
Anſpruch. 8 

Nach Briefen aus Algier vom 17. Juli wollte der 
Marſchall Bugeaud am 22. Juli nach Marſeille ab⸗ 
gehen. Herr von Salvandy war noch zu Algier. 

Das Journal des bbebats theilt den offenen 
Brief des Königs von Dänemark in Begleitung eines 
Vorwortes mit, worin es die Meinung ausſpricht, da⸗ 
durch ſei nun die Frage über die Erbfolge in den mit 
der däniſchen Krone verbundenen deutſchen Herzogthü⸗ 
mern, die in der letzten Zeit im Lande zu einer leb⸗ 
haften Polemik Veranlaſſung gegeben und in den Kam⸗ 
mern mehrerer conſtitutioneller deutſcher Staaten ihren 
Widerhall gefunden habe, in ihren wichtigſten Theilen 
zur Entſcheidung gekommen, und 
dies erwartet hätte. 


was in den 
ſprochen worden 


zwar früher, als man 


London, 22. Juli. — Die Times nimmt ohne 
Rückhalt für die neue Whig⸗Verwaltung Partei und 
vertheidigt die Zuckerbill Lord John Ruſſell's gegen die 
Angriffe der Tories in energiſcher Weiſe. 

Vom 1. Juli 1845 bis Ende Mai 1846, alſo in 
11 Monaten, wurden aus China 53 ½ Mill. Pfd. Thee 
auf 109 Schiffen nach England exportirt; von diefer 
großen Maſſe war das meiſte, nähmlich 34,732,821 
Pfd. Congothee; die verbleibende Quantität von circa 
19 Mill. Pfd. vertheilt ſich unter elf andere Theeſorten. 

Das Paketſchiff „Montezuma“ hat Nachrichten aus 
New⸗Mork bis zum ten d. M. überbracht, die indeß 
aus den Vereinigten Staaten nichts von Intereſſe mel⸗ 
Dagegen hat man mit dieſer Gelegenheit Nach⸗ 
Mexiko (Veracruz vom 4, Juni) erhalten, 


bedauert aber die Irrthümer, wodurch 
| 


Emmendingen, 22, Juli. (Oberch. 3.) Heute 
hielt denn die ſ. g. Miſſionsgeſellſchaft ihr an⸗ 
gekündigtes Feſt in der hieſigen Kirche. Hr. Pfarrer den. 
Hennhöfer trat zuerſt auf und hielt eine Predigt, die richten aus ı 
man eine wahre Kapuzinade nennen darf; dann fprachen welche von der unaufhaltſamen Verbreitung der Revo⸗ 
die Herren Barth und Hoffmann von Baſel u. ſ. w. lution gegen Paredes ſprechen. In Guadalaxara wur: 
Es fanden ſich viele Geiſtliche, einheimiſche und fremde, den die Regierungs⸗Truppen geſchlagen und Santana, 
ein, aber zehnmal mehr Laien, z. B. aus dem Hanau⸗ der noch immer in Havanna verweilt, zum Oberhaupt 
ſchen, vorzüglich Würtemberger, wo die Pietiſten ihre | ausgerufen. Ein neuer Kongreß ſoll nach dem Wahl⸗ 
Niederlaſſungen haben, kamen weit her; es war eine] geſetz von 1824 gewählt und eine Verfaſſung im anti⸗ 
eigentliche Wallfahrt, Niemand vielleicht erwünſchter,] monarchiſchen Sinne ausgearbeitet werden; dieſer Konz 
als den Wirthen. Mehrere Leute wollen verkappte greß ſoll vier Monate, nachdem die Inſurrections⸗Armee 
Jeſuiten unter ihnen bemerkt haben. von der Hauptſtadt Beſitz genommen, zuſammentreten. 


Aus der bayeriſchen Pfalz, 22. Jul. Madrid, 18. Jull. — Zu einem großen Ban- 
(Mannh. Abdz.) In Sachen der Deutſchkatholiken iſt kette, welches von der Königin gegeben wird, hat auch 
der Neuſtädter Ausweiſung des deutſchkatholiſchen Pfar⸗ der älteſte Sohn des Infanten Don Francisco de Paula 
rers von Mannheim ein Regierungsrefeript gefolgt, nach eine Einladung erhalten. Es find dadurch die mannig⸗ 
welchem alle Stadtrathsmitglieder, ee ihren Beitritt fachſten Muthmaßungen hervorgerufen worden. 
zur deutſchkatholiſchen Kirche erklärt haben, aus den . — Salt je war es in Lütt 
Stadtrathscollegien austreten ſolen. — Dem Verneh⸗ Brüſſel, 22. 2 975 Klechwelhyeol eth pe 
men nach iſt bereits von dem Bürgermeiſteramte zu Gebrauch 8 e e De 4 
Frankenthal hiergegen remonſtrirt worden, weil ver⸗ den Heiligendildern Mu 8 jetzt durch ein Rundſchreiben 
faſſungsmäßig nur zur Stelle eines Landtagsabgeordne⸗ ſchof von Lüttich hat dieſes 5 rl 
ten, nicht aber zu der eines Stadtraths erfordert wird. an die Pfarrer und ee 1 
ſich zu einer der drei recipirten chriiſtlichen Religions⸗ Diöceſe ſtreng verboten. nde, Bi 9 g 4 

arteien zu bekennen. gern am Althergebrachten haltende, Bürger fo verletzt, 

x f daß es zu ſehr bedenklichen Auftritten kam; die Muſi⸗ 
aris, 23. Juli. — Die Börſe hatte heute ans kanten haben ein Jahrgehalt bekommen, um auch ferner 

fangs eine ruhige Haltung und in Eiſenbahnactien ſchien ihre Familie ernähren zu können. 4 


Zürich, 21. Juli. (S. M.) In der geſtr. Sitzung 
hat, die Tages ſatzung die Garantie der Kantonal 
verfaſſungen von Glarus, Aargau, Waadt und Wallis 
behandelt, wobei ſich die getreuen lieben Eidgenoſſen 
ſehr unangenehme Dinge ſagten. Aargau hatte es 
ſonders mit den ſieben katholiſchen Separatſtänden, 
Wallis mit den zehn größtentheils proteſtantiſchen Kan⸗ 
tonen zu thun. Jene wollten die Garantie nicht er⸗ 


theilen, wegen der Kloſteraufhebung, dieſe nicht wegen 


des Verbots des reformirten Gottesdienſtes in Wallis. 
Die reformirten Kantone glauben eine Verfaſſung nicht 
garantiren zu können, die ihren Gottesdienſt nicht ge⸗ 
ſtattet. Nur Neuenburg findet den Zuſtand der Prote⸗ 
ſtanten im Wallis erträglich und garantirt die Verfaſ⸗ 


ſung, wodurch eine Mehrheit von 12 Ständen zu 


Stande kam. Neun und ein halber Stand verweigern 
die Garantie, bis der Rechtszuſtand der Reformirten 
geſichert ſei. 


Luzern, 22. Juli. — Die obergerichtliche Ver⸗ 
handlung des Prozeſſes von Fürſprech Eduard Schnyder 


hatte heute nicht ſtatt, ſondern wurde wieder verſchoben. 
Das Decret des großen Raths vom 13. Brachmonat 
letztverfloſſen ſagt in ſeinem Artikel II.: „Die Acten 
(des Attentats vom 8. Decbr. 1844) ſeien den Gerichten 
zur beförderlichen Beurtheilung zu übermitteln, welche 
hiefür nöthigenfalls permament zu ſitzen haben.“ Seit? 
her find 6 Wochen verfloſſen, aber keine Acten an die 
Gerichte gelangt. Von einer Permanenz iſt noch viel 
weniger die Rede. 5 


Nom, 16. Juli. (A. 3.) Von nahe an 2000 
ſollen nur 39 Perſonen der Amneſtie nicht theilhaft 
werden; dieſe ſollen vier Geiſtliche, einige Beamten und 
die übrigen vom Militair ſein. Doch ſoll auch ihnen 
der Weg der Gnade nicht unbedingt verſchloſſen fein 
Von der ganzen Zahl dieſer zum Theil verführten Men⸗ 


ſchen ſoll ein Drittel außer Landes, ein anderes Drit⸗ 


theil unter Prozeß und der Reſt verurtheilt in den 
Straforten ſich befinden. In der geſtrigen Congregation 
der ſechs Cardinäle ſollen mehrere der Eminenzen ſich 
ganz entſchieden gegen den Gnadenact ausgesprochen 
haben, und man ſagt in der Stadt, ſie würden nicht 
mehr zuſammen berufen werden. 
iſt nun doch nach ſeiner Diöceſe Fermo abgereiſt, ohne 
daß er, wie die Sage ging, zum Staatsſecretair des 
Innern ernannt wäre. 


Berlin, 
ändert. 


27. Suti. — Del 
Mehrece Eiſendahn ⸗ Aetlen wurden zwar 


et vas billiger verkauft, ſchloſſen aber ziemlich wie vorg'ſtern. 
r. 


e 5 4 
ieder⸗Schleſ. . C. 93% bez. u. Gib. 
Niederschl. Piber. 4% p. C. 72 70 — 
Nordbahn (K. F.) 4% p. C. 194 Br. 
Ob.⸗Schl. Litt, A, 4% p. C. 110 Br. 
Ob.⸗Schl. Litt. B. 4% p. C. 100%, Br, 
Sagan⸗Glogau 4% p. C. 77 bez. 
Berlin Pamb. 4% p. C. 98 Gld. 

C. 91 , bis J bez. 


Safe EIpER. er p. A 
eto Winden 4% p. C. 95 Anf. Br. d 
2 r., Ende Gld. 


Mall.⸗Venedig 4% p. 
Nordb. (Freie 440 p. G. 827% Gid. 
p. C. 92%, Br. 


* 


Poſen⸗Stargard 4% 
Sächſ.⸗Schleſ 4% p. C. 100 bez. 
Ungar. Central 4% p. C. 94 ½ bis 95 bez. u. Br. 


Erd- und Himmels- Globen. 


I. Von à Zoll Durchmesser: | 
a) Erdglobus, auf elegantem hölzernen Gestell, mit Horizont, metall- 
nem Meridian und Stundenring. 1% Rihl. 

b) Himmelsglobus, in Allem wie der Erdglobus. 


II. Von 3% Zoll Durchmesser: 


| Singenem Meridian, 
! 

a). Erdglobus, auf hölzernem Gestell, mit Horizont und metallnem ne- 
| 


Himmelsglobus, in 


b) 


vy Ddian. 1% Kchl. f * 0 
. Himmelsglobus, in Allem wie der Erdglobus. singenem Meridian, 
III. Von 4 Zoll Durchmesser: * b) Himmelsglobus, in 


a) dens obus. auf hölzernem Gestell, mit Horizont, 
und Stundenring. 2 Rthl. 


metallnem Meri- 
b) kümmeleg obus, in Allem wie der Erdglobus. 


a) Krdglobus, 
len, mit Horizont, 


Erdglobus, 


M 
aglobus, 
e) Erdglobus, auf Llegantem hölzernen nenn Meridian 
1 ’ 


singenem Meridian, 8 . 5 
d) Himmelsglobus, in n und eee, 6 Himeſsgtöbus, if 
| x Die unter II. Wie der Erdglebus. { 1 Ed U 
geographischen Institut b) unter III., sowie a) unter VI. sind von 
Diese Globen, welche in jeder 
möglichst kurzer Zeit besorgen kann, 


Gestell, mit Horizont, mes- * b) 
3%, Rchl. 


stats del mir vorräthig zu haben. 


IV. Von 6 Zoll Durchmesser: 
{ Mit einer Anleitung zum Gebrauche, 
a) Erdglobus, auf elegantem hölzernen Gestell, mit Horizont, mes- 


7 Rt. 


Stundenring, Compass und Quadranten. 
Allem wie der Erdglobus. 


V. Von 8 Zoll Durchmesser: 
Mit einer Anleitung zum Gebrauche. 
‚Erdglobus, auf elegantem hölzernen Gestell 


Stundenring, Compass und 


uadranten. 12 Rthl- 
Allem wie der . 3 


VI. Von 1% Zoll Durchmesser: 
auf elegantem hölzernen 


Gestell mit vergoldeten Säu- 


‚ont, metallnem Meridian und Stundenring. 18 Rihl- 
it einer Anleitung zum Gebrauche. | Mit einer Anleitung zum Gebrauche. 

auf schönem hölzernen Gestell, mit Horizont, messinge- 
Stundenzeiger, Compass und Quadranten. ' 22 Rihl- 


Allem wie der Erdglobus. 


N b else, alle übrigen Verlag des rühmlichst bekannten 
sin Weimar. — Emballage wird nicht esonders berechnet. 


Hinsicht mit Recht die beste Empfehlung verdienen, sind ausser den mit bezeichneten, die ich nur auf Bestellung in 


5 ER Buchhandlung Wilh. Gottl. Korn in Breslau. 


* 


Cardinal de Angelis 


Fonds- Gourſe blieben under! 


„ mit Horizont, mes“ 


